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Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Das Wort wird nicht verlangt. Die
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1. Mitteilungen

Zuweisung einer neuen Vorlage
Zuweisung an die Kommission fir Justiz und 6ffentliche Sicherheit:

— Gesetz Uber die Unterstellung der Steuerrekurskommissionen
und der Baurekurskommissionen unter das Verwaltungsgericht
Vorlage 4665

Antrag betreffend gemeinsame Behandlung von Geschaften

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Die Geschéftsleitung beantragt
Ihnen, gemeinsam mit den heutigen Traktanden 39, Parlamentarische
Initiative 323/2009 betreffend Konstruktives Referendum, und 40,
Parlamentarische Initiative 354/2009 betreffend Abschaffung des kon-
struktiven Referendums, fur welche wir bereits gemeinsame Behand-
lung beschlossen haben, noch zusatzlich Traktandum 47, Parlamenta-
rische Initiative 34/2010 betreffend Konstruktives Referendum, zu
behandeln. Sie sind damit einverstanden.

Gratulation zu Wahlerfolgen

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Selbstverstandlich gratuliere ich
an dieser Stelle allen wiedergewéhlten und neugewahlten Politikerin-
nen und Politikern aus unseren Reihen, die in die Legislative und
Exekutive gewahlt oder wiedergewdahlt wurden, und wiinsche ihnen
viel Freude im Amt und nattrlich guten Erfolg.

2. Erhéhung der Studiengebihren fur Studentinnen und Studen-
ten mit einem ausléandischen Reifezeugnis sowie Doktorandinnen
und Doktoranden mit einem auslandischen Studienabschluss
Postulat von Matthias Hauser (SVP, Hintwangen), Hans Frei (SVP,
Regensdorf) und Walter Isliker (SVP, Zirich) vom 15. Februar 2010

KR-Nr. 42/2010, Antrag auf Dringlichkeit

Matthias Hauser (SVP, Huntwangen): Vorab, die SVP unterstitzt die
Dringlichkeit der Vorlagen 42/2010 und 43/2010. Ich spreche zu bei-
den Postulaten gleichzeitig, somit gibt es eigentlich vier Minuten Re-
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dezeit. Beide Vorstdsse gehen in die richtige Richtung. Sie verlangen,
dass die zunehmende Zahl von Auslandern, welche an der Universitéat
ZUrich oder an der Zircher Fachhochschule studiert und einen Ab-
schluss erreicht, unseren Haushalt nicht zunehmend belastet.

Dringlich sind die Postulate, weil erstens trotz standig steigender Zahl
auslandischer Studierender in Zirich — eine Verdoppelung in den letz-
ten zehn Jahren — nicht markant mehr eigene Studierenden von aus-
landischen Unis profitieren. Die Finanzlage des Kantons erlaubt keine
Verzogerung mehr, dieses Kostendeckungsloch am Wachsen zu hin-
dern.

Zweitens, weil der Studierendendruck aus unserem néachsten Nachbar-
land ab Herbstsemester 2010 sprunghaft ansteigt, weil zwei Abitur-
jahrgénge fast gleichzeitig das Gymnasium abschliessen und deutsche
Universitaten schon im Normalbetrieb tberfillt sind. Wir missen die-
ser Entwicklung zuvorkommen. Laut Bologna-Abkommen und freiem
Personenverkehr haben EU-Studierende den gleichen Zugang zur Uni
wie Landeskinder. Wir ritteln mit unserem Postulat an dieser Reglung
nicht, im Gegenteil: Es fordert sogar ausdrticklich, dass auslandische
Studierende wie Schweizer behandelt werden, ndmlich wie solche aus
anderen Kantonen. Bei diesen sind heute rund 80 Prozent der Studien-
kosten durch Beitrdge der Kantone gedeckt. Fir Studierende aus dem
Ausland erhalten wir demgegenuber wirklich nur die Studiengebiih-
ren, also zwischen 1 und 5 Prozent der Kosten. Ob ein hoherer De-
ckungsgrad letztlich durch Ausgleichszahlungen des Herkunftslandes
erreicht wird, ware uns im Prinzip egal. Dies ist Sache des Herkunfts-
landes. Als Kanton kdnnen wir nicht mehr, als die Gebuhren in Rech-
nung stellen. Das will unser Postulat. Damit lassen sich hohere ...
(Die Redezeit ist abgelaufen.) Trotzdem nur zwei Minuten?

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Ja, zwei Minuten.

Stefan Dollenmeier (EDU, Riiti): Die EDU unterstitzt die Dringlich-
keit beider Postulate fur eine Erhéhung der Studiengebthren fir aus-
landische Studierende. Diese sollen gegeniber ausserkantonalen Stu-
denten, aber auch gegeniber ihren Kollegen zu Hause nicht besserge-
stellt sein. Die EDU ist dafur, dass Eltern das Studium mitfinanzieren
sollen. Hier Ansassige tun das durch ihre Steuern, Studierende aus
dem Ausland durch hohere Gebthren. Das ist nichts als logisch und
gerecht. Dringlich ist die Forderung, weil immer mehr Studierende
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auch nach Zurich kommen, aber auch, weil die Staatsfinanzen drin-
gend wieder ins Lot gebracht werden missen. Ich danke Ihnen.

Markus Spath (SP, Feuerthalen): Die Universitat ist ein Standortfak-
tor erster Gute. Die SVP sieht das offensichtlich anders. Seit Wochen
nimmt sie die Universitit unter Dauerbeschuss. Besonders im Visier
hat die SVP die Ausléanderinnen und Auslander an der Universitat.
Zuerst soll der Universitat das Budget gekirzt werden. Dann wird mit
dem rhetorischen Zweihdnder auf die deutschen Professoren losge-
gangen und jetzt sind also die ausléandischen Studierenden an der Rei-
he. Sie sollen — man hore! — 10'000 bis 50'000 Franken Studiengebiih-
ren zahlen, nicht firs Studium, sondern pro Jahr. Das Signal ist Klar:
Studierende aus dem Ausland sind offensichtlich Schadlinge, die mit
prohibitiven Studiengebiihren offensichtlich ferngehalten werden sol-
len; mit Ausnahme eventuell von Kindern saudischer Prinzen und an-
derer schwerreicher Eltern aus dem internationalen Jetset.

Wir halten fest: Universitaten waren schon seit ihrer Griindung inter-
national ausgerichtet, beim Lehrkorper wie bei den Studierenden. Der
geistige Wettbewerb Uber alle Grenzen hinaus ist geradezu ihr Le-
benselixier. Wer das verhindern will, nimmt bewusst den Absturz in
die Provinzialitat in Kauf. Der Anteil der Studierenden aus dem Aus-
land im Kanton Ziirich ist unterdurchschnittlich. Nur gerade Bern hat
einen noch tieferen Anteil. Schon heute verlangen wir im Ubrigen ho-
here Studiengebihren; es sind 200 Franken pro Semester mehr. Wir
gehdren damit zu den Universitdten mit den hdchsten Zuschlégen in
der Schweiz.

Dieser Vorstoss ist nicht nur nicht dringlich, er ist unsinnig. Das Pos-
tulat verdient keine Unterstiitzung, sondern eine deutliche Abfuhr.
Mogen die Herren Hauser (Matthias Hauser) und Konsorten ... (Die
Redezeit ist abgelaufen. Raunen in den Reihen der SVP.)

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Wir sind hier im Parlament des
Kantons Zirich und nicht an einem Fussballmatch.

Markus Bischoff (AL, Zirich): Die Mehrheit unserer Fraktion der
Grunen und AL lehnt die Dringlichkeit ab. Begriindet wird die Dring-
lichkeit ja mit dem Zustand der Staatsfinanzen. Nur, fast alles, was wir
hier behandeln, hat mit Mehr- und Minderausgaben zu tun. Wenn man
dieser Logik folgen wirde, missten wir ja in permanenter Dringlich-
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keit sitzen und hier beraten. Und wenn ich dann jeweils die Traktan-
den hore, die wir hier beraten, handelt es sich ja meistens um Neben-
séchlichkeiten; also das kann es nicht sein. Inhaltlich ist es naturlich
verheerend: Wir wissen, dass die Schweiz Muhe hat mit ihrem Platz in
Europa. Die einen wollen nun die Nachbarstaaten in Den Haag ein-
klagen und die anderen zurtick in die Igelmentalit4t und die Schotten
dicht machen. Dieser Vorschlag gehdrt zum Vorschlag «die Schotten
dicht machenx. Ich glaube, so wird die Schweiz untergehen, wenn Sie
die Schotten dicht machen. Und Bildung fur alle ist ein Kernanliegen
dieses Staates schon aus dem 19. Jahrhundert. Dazu gehdren auch die
Auslénderinnen und Auslander. Das heisst: Gleichheit fur alle. Des-
halb wird dieser Vorstoss von der Mehrheit der Griinen und der AL
abgelehnt.

Sabine Wettstein (FDP, Uster): Die FDP-Fraktion unterstitzt die An-
passung der Studiengebuhren fiir auslandische Studentinnen und Stu-
denten. Ob diese nun in einer erheblichen Erh6hung oder sogar bis zur
Hohe der Interkantonalen Vereinbarung zwischen den Universitaten
zu erfolgen hat, soll nach der Beantwortung der beiden Postulate dis-
kutiert werden. Da auch die Frage der Stipendien dringlich Gberwiesen
wurde und wir uns immer eine Diskussion im Gesamtpaket gewiinscht
haben, wird die FDP die Dringlichkeit beider Postulate unterstiitzen.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Dieses Postulat zeugt nicht von Au-
genmass, folglich ist es auch nicht erforderlich, dass wir schon innert
Monatsfrist darliber diskutieren. Und folglich ist es auch nicht sinn-
voll, es fur dringlich zu erkl&ren.

Esther Guyer (Griine, Zirich): Ich spreche fir die Minderheit der
Grunen. (Unmutsausserungen in den Reihen der SP. Zwischenruf von
Ralf Margreiter: «Der Fussballmatch gilt auch nach links.»)

Ja, man kann es drehen und wenden, wie man will, das Thema «Stu-
diengebuhren» steht auf der 6ffentlichen Traktandenliste. Man kann es
jetzt, wie es die Linken machen wollen, als linken Reflex sozusagen,
den Rechtspopulisten (berlassen und die Diskussion ablehnen. Ich
meine, das ware falsch. Es macht auch keinen Sinn, wenn wir erst in
zwei Jahren dartber reden, so lange wére das Postulat ja mit Sicher-
heit auf unserer Traktandenliste. Wir erwarten Antworten der Bil-
dungsdirektion auf wichtige Fragen. Wie viele Schweizerinnen und
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Schweizer studieren an auslandischen Universitaten? Wie steht es da
mit den Gebuhren? Zahlen Bund oder Kantone Beitrage? In welchen
Landern zahlen ausléndische Studierende héhere Studiengebihren als
einheimische? Wie wird das begrindet? Wie hoch sind die Gebiihren
im Schnitt? Sind wir an internationale Vertrage gebunden? Ich bin si-
cher, dass die Bildungsdirektion umfassende Antworten liefern kann
und liefern wird, und das ist schliesslich auch in ihrem eigenen Inte-
resse. Ob wir dann das Postulat unterstitzen, lasse ich jetzt sehr offen.
Ich gehe davon aus, eher nicht. Insbesondere der zweite Teil, der die
effektiven Kosten eines Studienplatzes verlangt, schiesst wieder ein-
mal weit Uber das Ziel hinaus. Das ist eben typisch Hauser (Matthias
Hauser), wie immer.

Wir Griinen werden nie gegen ausléndische Studierende stimmen, das
ist klar. Fakten aber schaden in dieser Diskussion nicht. Das dringli-
che Postulat der CVP unterstiitzen wir nicht. Sie vermischt wieder
einmal Studiengebiihren und Stipendien, das geht einfach nicht. Ich
danke Ihnen.

Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil): Das Postulat der SVP ist im
Unterschied zum Postulat der CVVP nicht ausgereift und durchdacht.
Es ist nicht sinnvoll, das Doktorat mit hohen Studiengebtihren zu be-
lasten. Doktoranden finanzieren das Studium zumeist selbst und bin-
den praktisch keine Mittel der Hochschulen. Die Studiengebiihren
durfen auch nicht in unendlicher Héhe festgelegt werden. Dies wirkt
absolut prohibitiv und verstdsst auch gegen Ubergeordnetes Recht,
was nicht der Sinn einer Anderung sein darf. Im Sinne einer tberge-
ordneten Sache unterstitzt die CVP aber die Dringlichkeit des Postu-
lates der SVP.
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Abstimmung

Der Antrag auf Dringlicherklarung wird von 101 Ratsmitgliedern
unterstitzt. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen erreicht. Das
Postulat ist dringlich erklart. Der Regierungsrat hat dazu innert vier
Wochen begriindet Stellung zu nehmen.

Das Geschéft ist erledigt.

3. Erh6hung der Studiengeblihren und restriktive Gewahrung von
Stipendien fur Studierende aus dem Ausland

Postulat von Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil), Josef Wiederkehr
(CVP, Dietikon) und Silvia Steiner (CVP, Zirich) vom 15. Februar
2010

KR-Nr. 43/2010, Antrag auf Dringlichkeit

Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil): Die CVP setzt auf einen aus-
gereiften und durchdachten Vorschlag. Schneller ist eben nicht immer
besser. Der Zircher Steuerzahler soll nicht fir das Grundstudium fir
Studierende aus dem Ausland aufkommen. Weil in Deutschland, dem
wichtigsten Zuzugsland der Schweiz, in diesem Jahr und in den néchs-
ten Jahren wegen der Verkirzung des Gymnasiums zwei Jahrgange
die Schulzeit abschliessen, wird geméass Kultusministerkonferenz in
Deutschland die Zahl der Studienanfanger bis 2013 um 23 Prozent
ansteigen. Diese neuen Studierenden werden in Deutschland keinen
Studienplatz mehr vorfinden und werden andere Lander suchen, da es
dort relativ leicht ist, an die Hochschule zu kommen. In Deutschland
heisst es bereits unter Abiturienten: «Der Berg ruft, ab in die
Schweiz!»

Zudem sollen auch die Studiengebiihren in der Schweiz zum Teil be-
reits tiefer sein als in Deutschland. Osterreich verhandelt bereits mit
Deutschland (ber eine Kosteniibernahme und Ausgleichszahlungen.
Auch in Deutschland selber werden hohere Studiengebiihren fur aus-
landische Studenten aus Nicht-EU-Staaten diskutiert. Die Schweiz
verhalt sich aber immer noch passiv, bevor die grosse Lawine anrollt.
Es ist daher dringend notwendig, dass der Kanton Zurich als wichtigs-
ter Hochschulstandort der Schweiz Massnahmen ergreift. Diese soll-
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ten bereits aufs Wintersemester 2010/2011 eingefiihrt werden. Ich bit-
te Sie daher, der Dringlichkeit des Postulates zuzustimmen.

Markus Spéath (SP, Feuerthalen): Die Uberlegungen, die wir zum Pos-
tulat (42/2010) von Matthias Hauser angestellt haben, gelten hier
allerdings auch in deutlich abgemilderter Form — gleichermassen. Die
Postulanten greifen zudem zwei Probleme auf, die so gar nicht existie-
ren oder zumindest in den letzten Jahren deutlich relativiert worden
sind.

Erstens: Der Anteil der Studierenden aus dem Ausland im Grundstu-
dium nimmt an der Universitat Zurich deutlich ab. Im Jahr 2000 be-
trug er noch 61 Prozent, im Jahr 2009 nur noch 46 Prozent. Es befin-
den sich also deutlich mehr Bildungsauslanderinnen und -auslénder in
einem Master-Lehrgang, einem Doktorat oder einem Weiterbildungs-
studium. Konkret: Die Universitat Zurich ist noch so attraktiv, dass sie
sich die Studierenden nach im Ausland absolviertem Grundstudium
auslesen kann. Die Entwicklung verl&uft also genau so, wie es die
Postulanten offenbar anstreben. Im Ubrigen hat die Universitat schon
heute die Mdglichkeit, die Zulassung von Studienwilligen aus dem
Ausland sehr gezielt zu steuern — in allen Bildungsgéngen. Es gibt flr
Bildungsauslanderinnen und -auslander keinen Anspruch auf einen
Studienplatz in Zdrich.

Zweitens: Stipendien an Bildungsausléanderinnen und -ausléander sol-
len restriktiver gewahrleistet werden. Da muss ein Missverstandnis
vorliegen, der Kanton zahlt Gberhaupt keine Stipendien an Studieren-
de, die fir ihr Studium nach Zirich kommen, dafiir sind die Heimat-
lander zusténdig. Das Postulat ist keineswegs durchdacht. Es ist unno-
tig und sicher nicht dringlich. Wir lehnen es ab.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Bei diesem Postulat scheint es uns
sinnvoll, sobald als moglich einige rechtliche Fragen zu klaren und
sobald als méglich darlber zu diskutieren. Zu diskutieren ist etwa, ob
die Diskriminierung, die mit diesem Postulat gefordert wird, zu weit
geht oder ob sie massvoll genug ist, um sie in Kauf zu nehmen, sodass
dadurch die Probleme, die die Postulanten Iésen wollen, eventuell
gemildert werden konnten. In den Worten der Postulanten bestehen
diese Probleme erstens in den Kosten von 80 Millionen Franken, die
fur den Kanton Zirich anfallen zugunsten der ausléandischen Studie-
renden und zweitens in der Zunahme des Drucks aus Deutschland in


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=03e66b69-0171-456d-bc9b-e67d1a65d69f�

10379

den nédchsten Jahren. Wie gesagt, sind noch einige rechtliche Fragen
zu klaren. Und davon hangt dann ab, ob die Grinliberalen das Postulat
dann unterstiitzen oder nicht.

Abstimmung

Der Antrag auf Dringlicherklarung wird von 101 Ratsmitgliedern
unterstitzt. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen erreicht. Das
Postulat ist dringlich erklart. Der Regierungsrat hat dazu innert vier
Wochen begriindet Stellung zu nehmen.

Das Geschéft ist erledigt.

4. Finanzierung der Berufsausbildung

Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 25. Marz 2009 zum Pos-
tulat KR-Nr. 92/2007 und gleichlautender Antrag der KBIK vom 25.
Juni 2009 4591

Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt), Prasident der Kommission fir
Bildung und Kultur (KBIK): Die Kommission ftr Bildung und Kultur
beantragt dem Kantonsrat einstimmig, das Postulat tiber die Finanzie-
rung der Berufsbildung abzuschreiben. Dass die KBIK der Abschrei-
bung geschlossen zustimmt, bedeutet in diesem speziellen Fall jedoch
nicht, dass wir mit der Antwort vollumfanglich zufrieden sind. Im Ge-
gensatz zur Regierung sind wir durchaus der Auffassung, dass die Un-
terscheidung zwischen beruflicher Grundbildung, héherer Fachausbil-
dung und universitarer Ausbildung nicht mehr vollstandig tberzeugt.

Sie wissen es, ein Hochschulstudium gilt als Erstausbildung und wird
weitgehend vom Staat finanziert, wéhrend die HOhere Berufsbildung
zur Weiterbildung zahlt und damit gemadss den gultigen Regeln von
Einzelnen privat finanziert werden muss. Diese Unterscheidung wird
als Bevorzugung der akademischen Bildung betrachtet und von vielen
Leuten nur schwer verstanden.

Im Bereich der beruflichen Grundbildung sollen die Beitrdge an die
uberbetrieblichen Kurse aus dem vor Kurzem eingefuhrten Berufsbil-
dungsfonds mittelfristig die Lehrbetriebe entlasten, wéhrend die Kos-
tenanteile des Kantons in etwa im bestehenden Rahmen weitergefiihrt
werden sollen. Um gewisse Harten infolge des Systemwechsels zu
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mildern, hat der Regierungsrat im Juli 2009 eine Ubergangsregelung
beschlossen.

Im Bereich der H6heren Berufsbildung soll nach dem Willen des Re-
gierungsrates vorderhand nichts geéndert werden. Offenbar arbeiten
Bund, Kantone und die Organisationen der Arbeitswelt gegenwartig
an einem neuen Finanzierungskonzept. Wir alle wissen, wie langsam
die Verwaltungsmiihlen mahlen. Deshalb moniert ein Teil der Kom-
mission, dass man schon zu lange auf etwas Konkretes wartet und nun
weiter hingehalten werden soll.

Insgesamt setzte sich jedoch die Meinung durch, dass ein Nichtab-
schreiben dieses Postulates an der momentanen Situation nichts an-
dern wirde, zumal ja noch etliche Vorstdsse héngig seien, die wieder
Gelegenheit geben werden, sich zu dieser Thematik zu dussern. In die-
sem Sinne beantragen wir lhnen, dieses Postulat — nicht aber das
Thema — abzuschreiben. Ich danke fiir die Aufmerksamkeit.

Susanna Rusca Speck (SP, Zurich): Diese Vorlage betrifft ein aktuel-
les, bedeutendes Thema: die Finanzierung der Berufsbildung. Wir
miussen hier zwischen beruflicher Grundbildung und Héherer Fach-
ausbildung unterscheiden. Das Thema Berufsbildung ist komplex und
es besteht Handlungsbedarf, weil die Unterschiede nicht nachvoll-
ziehbar sind.

Eines muss ich deutlich erwéhnen, das hat Samuel Ramseyer ibrigens
auch schon gemacht: Heute bestehen eine Unterfinanzierung der Ho-
heren Berufsbildung und ungleichlange Spiesse zwischen dem dualen,
praxisnahen Bildungsweg und dem weitgehend staatlich finanzierten
Weg Uber Hoch- und Fachhochschulen. Die Finanzierung der Hoheren
Berufsbildung wird von Bedeutung, denn in der Hoéheren Berufsbil-
dung, in der Berufsleute das Erlernte direkt in ithrer Praxis umsetzen
und sich neue Erfahrungen erschliessen kénnen, wird doch der Grund-
stein fur die zentrale Stutze unserer Volkswirtschaft gelegt, fir den
beruflichen Mittelstand. Und fiur diesen breiten beruflichen Mit-
telstand sollen die finanziellen Zutrittshiirden zur Weiterqualifizierung
gesenkt werden.

Mir personlich liegt das Anliegen von Hansjorg Schmid und Mitun-
terzeichnenden, in Zukunft bei den zuséatzlichen Bildungsausgaben die
duale Berufsbildung mehr zu beriicksichtigen, sehr am Herzen. Zur
beruflichen Grundbildung macht die Regierung im vorliegenden Be-
richt eine klare Aussage: Der zukinftige Berufsbildungsfonds soll
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mittelfristig die Betriebe entlasten. Ich mache Sie an dieser Stelle auch
darauf aufmerksam, dass im September 2008 — das ist schon eine Wei-
le her—, vor zwei Jahren, das Volk tUber das EG BBG, das Einfii h-
rungsgesetz zum Berufsbildungsgesetz, mit der Variante Berufsbil-
dungsfonds, abgestimmt hat. Die Umsetzung dieses Fonds zur Entlas-
tung der Lehrbetriebe ist heute noch nicht gestartet. Die Verordnung
liegt noch nicht vor, sollte aber demnéchst in die Vernehmlassung ge-
hen. Es ist fir uns absolut unverstandlich und nicht zufriedenstellend,
dass hier verzogert wird.

Bei der Finanzierung der Hoheren Berufsbildung — wir sprechen ja
hier von der Tertidr-B-Stufe, das heisst nicht Fachhochschulen — war-
tet man beim BBT (Bundesamt fur Bildung und Technologie) auch
schon lange, welches in Zusammenarbeit mit den Organisationen der
Arbeitswelt versucht, eine neue Finanzierungsgrundlage zu schaffen.
Der Bund soll die Berufshildungsausgaben der Kantone nicht mehr
aufwandorientiert, sondern ergebnisorientiert in Form von Pauschalen
subventionieren. Und dies verlangt eine Anpassung der Fachhoch-
schulvereinbarung. Ziel ist hier die Transparenz der Finanzfliisse der
Offentlichen Gelder und die Abstimmungen auf die vorhandenen fi-
nanziellen und personlichen Ressourcen. Anderseits ist auch der Mas-
terplan «Ho6here Berufsbildung» in Erarbeitung und auch hier soll die
Verordnung demnéchst in die Vernehmlassung gehen. Voraussichtlich
aber erst 2013 soll die Hohere Fachschulvereinbarung stehen.

Erfreulich ist, dass der Bund sich zukinftig auch mehr finanziell
beteiligen wird. Die weiterfihrende Berufsbildung, Weiterbildung
nach der Lehre, zum Beispiel die Vorbereitung auf die Berufsprifun-
gen und Hohere Fachprufungen, wird immer mehr beansprucht wer-
den. Somit sind die Kosten fir diese Ausbildungsangebote der berufli-
chen Weiterbildung wichtig. Aber sie dirfen einfach nicht hoher lie-
gen als diejenigen im Hochschulbereich. Mit anderen Worten: Wer ein
EFZ, das heisst ein Eidgendssisches Fahigkeitszeugnis, eine duale
Lehre besitzt, darf nicht fiir jede Bildungsanstrengung die Finanzie-
rung selber berappen missen. Hier braucht es wirklich gleich lange
Spiesse.

Dieser Vorstoss ist ein Versuch, ein eminentes, wichtiges Thema, bei
dem Handlungsbedarf besteht, aufzunehmen. Das Postulat hat nur
Fragen gestellt und zu diesen gestellten Fragen eine Antwort erhalten.
Somit ist das Anliegen des Vorstosses erfillt, die Vorlage kann fur
uns auch abgeschrieben werden. Aber wir werden aufmerksam und
zielgerichtet den Weg gehen und uns fir die Positionierung einer An-
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erkennung der Hoheren Berufshildung einsetzen. Dazu stehen ja auf
der Traktandenliste noch verschiedene Vorstdsse an. Vielen Dank fiir
die Aufmerksamkeit.

Hansforg Schmid (SVP, Dinhard): Wir danken der Regierung fir die
Stellungnahme. Zwei Punkte kommen aber klar hervor, die wir nach
wie vor als unbefriedigend anschauen.

Erstens ist ja die Finanzierung der Hoheren Berufsausbildung, wie be-
reits erwahnt, historisch gewachsen und mit vielen Zufalligkeiten be-
haftet. Hier erwarten wir, dass die Finanzierungsrichtlinien so gestaltet
werden, dass mehr Gerechtigkeit geschaffen wird. Zweitens zeigt die
Antwort der Regierung ein weiteres Mal die Diskrepanz in der Finan-
zierung zwischen dem Hochschulbereich und der Berufsausbildung.
Hier ware eine Anpassung dringend und rasch nétig. Dass dies nicht
so einfach ist, verstehen wir. Wir spiiren aber bei der Regierung auch
keinen Willen dazu, obwohl ein Hochschulabschluss langer dauert als
eine Berufsbildung, inklusive der ersten Weiterausbildung. Wir erwar-
ten, dass die Regierung diese Probleme ernst nimmt, wissen aber, dass
das Postulat diese nicht I6sen kann, und sind mit der Abschreibung
einverstanden. Wir sind auch froh, dass Susanna Rusca Speck fir die
SP die Probleme gleich sieht wie wir und fiir Lésungen einsteht.

Dieter Klay (FDP, Winterthur): Das Postulat fordert den Regierungs-
rat auf, darzulegen, wie er in Zukunft bei den zuséatzlichen Bildungs-
aufgaben die duale Berufsbildung mitberucksichtigen will. Diese Fra-
ge ist aus zwei Grunden zentral:

Erstens einmal nehmen die Anforderungen und die Forderungen an
die Bildung und insbesondere auch an die Berufsbildung zu. Wir ver-
merken ein starkes Engagement im Bereich der Volksschule, der Mit-
telschule, Fachhochschule, Universitat — das ist auch gut so—, fragen
uns aber, wo die Berufsbildung steht. Es ist von den Vorrednerinnen
und Vorrednern auch die Frage der Unterfinanzierung aufgeworfen
worden — das ist tatsachlich ein Problem — und wie von Hansjorg
Schmid erwéhnt, die Frage der Zufélligkeiten, die sich hier im Verlauf
der Jahre einfach entwickelt haben.

Zweitens ist es mit dem neuen Subventionsregime nicht mehr fir alle
Berufe gleichermassen mdglich, die Investitionen auch vorzunehmen.
Insbesondere fur Branchen mit aus der Natur der Sache heraus sehr
investitionsintensiven Apparaturen, (ber betriebliche Kurszentren
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oder was auch immer — ich denke ans Autogewerbe, ich denke auch
an das grafische Gewerbe, wenn man Druckmaschinen anschaffen
muss et cetera — wird diese neue Art der Finanzierung eine zusatzliche
Herausforderung. Aufgrund des neuen Finanzierungsmodells erhalten
Branchen ja Pauschalbetrage pro Beruf und Teilnehmertag, und darin
sind auch die Investitionsbeitrdge inbegriffen. Direkte Subventionen
fir Subventionen in die Ausbildungsinfrastruktur, die eben alle paar
Jahre erneuert und modernisiert werden muss, fallen weg. Das war ja
bekanntlich das alte Regime. Mit anderen Worten: Die Berufsverban-
de sind jetzt quasi dazu gezwungen, «Bank zu spielen» und hier Vor-
finanzierungen zu ibernehmen. Das kann sich als Nachteil herausstel-
len.

Der Regierungsrat bemerkt richtig, dass Abweichungen im Vergleich
zum bisher aufwandorientierten Beitragsleistungssystem maéglich sind.
Wir stimmen zu, dass sich, wie erwéhnt, aus der Lehre auch ein Net-
tonutzen fur den Betrieb ergibt. Deshalb missen wir auch unter den
neuen Bedingungen die Betriebe motivieren, weiterhin viele Lernende
auszubilden. Der Lehrstellenbericht 2009 sagt denn auch erfreuli-
cherweise klar, dass das Angebot an Lehrstellen im vergangenen Jahr
zugenommen hat. Und wir hoffen natirlich, dass im Jahr 2010 auch
wieder positive Zahlen zu erwarten sind.

Der Berufsbildungsfonds, dessen Ausgestaltung ja noch offen ist, soll
gemass Regierungsrat die Kosten der Ausbildungsbetriebe senken
oder Betriebe, die Lernende ausbilden, unterstiitzen und innovative
Massnahmen in der beruflichen Grundbildung fordern. Bekanntlich
war die FDP ja gegen den Berufsbildungsfonds, jetzt machen wir aber
das Beste daraus. Ich denke, die Idee des Mittelschul- und Berufsbil-
dungsamtes, hier Betriebe zu entlasten, ist ein Weg in die richtige
Richtung.

In diesem Sinne danken wir fur die Antwort des Regierungsrates,
stimmen der Abschreibung des Postulates zu, sind aber insbesondere
nach wie vor der Auffassung, dass bei der Finanzierung der Berufsbil-
dung und der Hoheren Berufsbildung noch grosse Aufgaben anstehen.
Danke.

Ralf Margreiter (Griine, Zirich): Es ist ja schon bemerkenswert, wir
haben ein berufsbildungspolitisches Thema auf dem Tisch des Hauses
und ich habe als vierter Redner bis anhin das Wort «Lehrstellenman-
gel» noch nicht gehort. Das ist ein erfreuliches Anzeichen dafr, dass
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durch eine gute und kluge Politik der vergangenen Jahre und durch die
Anstrengungen von Verbanden und Wirtschaft es tatsdchlich gelungen
Ist — mein Vorredner hat es angedeutet — trotz wirtschaftlicher Schwie-
rigkeiten sogar ein Mehrangebot an Grundbildungsplatzen zur Verfi-
gung zu stellen. Es ist hocherfreulich. Nicht gleich erfreulich ist es,
sich Uber die Finanzierung der Grundbildung und vor allem der Héhe-
ren Berufsbildung Gedanken zu machen und zu vergleichen, was auf
anderen Bildungswegen vorhanden und finanziert wird. Die Regie-
rung geht in der Beantwortung des Postulates, dessen Abschreibung
wir Ubrigens zustimmen, auf einige wenige Punkte ein. Beispielsweise
in der Grundbildung Uber den schon erwahnten Berufshildungsfonds
betreffend Senkung von Kosten fiir Ausbildungsbetriebe. Das ist
durchaus im Sinn der Sache, ist aber auch Uber die regulére Politik
oder reguléres Budget zu erreichen. Kostenanteile fur Qualifikations-
verfahren, sprich LAP (Lehrabschlusspriifungen), oder eben UK-
Beitrage (Uberbetriebliche Kurse) zu senken oder teilweise abzu-
schaffen. Was die Grundbildung anbelangt, so sei hier doch vielleicht
noch der Hinweis angebracht, dass der Berufsbildungsfonds, den wir
von gruner, linker und Angestelltenseite im September 2008 in dieses
Berufshildungsgesetz hinein erkampft haben, nattrlich nicht dafiir ge-
dacht ist, mit der Giesskanne einfach ein paar Beitrage zu verbilligen,
sondern dass damit auch eine Innovationskraft oder Innovationsfinan-
zierungskraft verbunden sein soll, dass also nicht samtliche Mittel
jetzt quasi per Giesskanne an die Lehrbetriebe ausgeben werden. Aber
dazu wird die Verordnung sicher noch etwas Naheres ergeben.

In der Hoheren Berufsbildung stehen wir hingegen vor einem offen-
kundigen Problem. Wir haben auf der Schiene Tertiar A, also Hoch-
schulen, universitare, Fach- und P&dagogische Hochschulen, in etwa
gleich viele Abschliisse pro Jahr wie in der HOheren Berufshildung
Tertidar B mit den Berufs- und HOheren Fachprifungen sowie mit den
Hoheren Fachschulen. Es ist wunderschon— jeweils am Sonntag g e-
schrieben, am Montagmorgen gelesen zu horen—, dass alle der Me i-
nung sind, es brauche hier eine starkere Unterstiitzung fir die Hohere
Berufsbildung. Aber — und das richtet sich jetzt schon vor allem an die
burgerliche Seite, die die Budgetpolitik in ihrer Mehrheit bestimmt —
wenn Sie sich diese Zahlenverhéltnisse anschauen, dann muss lhnen
bewusst sein, dass Sie entweder bei den Universitdten und Fachhoch-
schulen total auf die Kostenbremse stehen miissen und dann nicht ein-
fach nur keine Mehrmittel sprechen, sondern die Budgets richtig zu-
sammenstreichen mdiissen, oder dass es dann eben mehr Geld kostet,



10385

wenn man die Bildungsexpansion finanzieren mochte, die unsere
Volkswirtschaft notabene braucht, die unsere Verbénde, die unsere
Unternehmen im Ubrigen auch fordern und die richtig ist bezie-
hungsweise ware. Wir sprechen ja hier jetzt nicht tber konkrete Zah-
len. Dazu ist es auch noch etwas zu frih. Wir werden das Weiterbil-
dungskonzept des Kantons Zirich und wir werden den Masterplan
Hohere Berufsbildung des BBT abwarten, um endlich einmal einen
Durchblick durch dieses Dickicht der Finanzierungsstrome, wie sie
heute liegen, zu erhalten. Aber wenn wir auch noch Konsequenzen
ziehen wollen aus den Erkenntnissen, die wir aus dem Weiterbil-
dungskonzept und aus dem Masterplan Héhere Berufsbildung erhalten
werden, dann wird das nicht gratis zu haben sein. Entweder kostet es
Geld oder es kostet politische Reputation. Ich méchte dann sehen, wie
Sie die Budgets der Universitat halbieren.

Das ist das Thema dieses Postulates. Es ist gut, dass es auf dem Tisch
des Hauses liegt. Wie wir dann damit verfahren werden, da bin ich
dann eher skeptischer, dass es zugunsten einer zusatzlichen Bildungs-
expansion verlaufen wird. Ich bin im Ubrigen ja nicht sonderlich be-
kannt fur Uberbordende Geduld. In diesem Punkt, Masterplan Hohere
Berufsbildung und Finanzierung der HOheren Berufsbildung, darf ich
Ihnen allerdings sagen: Es gibt Griinde dafiir, warum das so langsam —
vor allem auf Bundesebene — vor sich geht. Es ist wirklich ein
Dschungel. Und wer sich im Bund oder in den Kantonen mit diesen
Fragen auseinandersetzen darf, der hat ein komplexeres Puzzle zu 16-
sen als die meisten politischen Fragen, die sonst zu beantworten sind.

Wie gesagt, Abschreibung des Postulates und dann einmal Zukunft!

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Der Bericht des Regierungsrates
zeigt uns auf, dass die duale Berufsbildung vom Kanton Zirich eben-
so gut mitgetragen wird wie vom Bund. Der Bericht legt glaubhaft
dar, dass der Anteil an den Kosten des Betriebs in Zukunft konstant
bleiben wird, dass sich im Durchschnitt am Ende der Lehre sogar ein
Nettonutzen flr den Betrieb ergeben kann. Die Unterscheidung von
Erst- und Zweitausbildung ist gerechtfertigt. Die gesetzlichen Grund-
lagen werden im Kanton Zurich korrekt umgesetzt.

Mit Genugtuung entnehmen wir dem Bericht, dass der Kantonsrat
2007 beim EG BBG mit der Variante mit Berufshildungsfonds gut
beraten war. So kann das Postulat abgeschrieben werden.
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Corinne Thomet (CVP, Kloten): Ich mache es kurz. Die CVP hat sich
mit dem Bericht des Regierungsrates betreffend Finanzierung der Be-
rufsausbildung auseinandergesetzt und unterstiitzt die Abschreibung
des Postulates. Im Zusammenhang mit der dualen Berufsbildung wird
der Kanton Zirich seine Kostenbeteiligung an den tberbetrieblichen
Kursen mindestens im Rahmen des bisherigen gesamten Beitragsvo-
lumens von Bund und Kanton ausrichten, sodass den Ausbildungsbe-
trieben insgesamt keine zusétzlichen Kosten entstehen werden. Und
betreffend mdgliche Anpassungen maochte ich darauf hinweisen, dass
Bund und Kanton zurzeit daran sind, fir die Hohere Berufsbildung
einen Masterplan auszuarbeiten, um Grundlagen fiir Finanzierungs-
richtlinien zu erarbeiten. Wir sind gespannt darauf. Besten Dank.

Martin Arnold (SVP, Oberrieden): Finanzen und Bildung sind zwei
meiner Lieblingsthemen und ich mochte nur noch schnell auf Ausse-
rungen eingehen, die vorhin gemacht wurden. Es ist nicht so, dass das
Geld nicht zur Verfugung steht. Wenn wir die Ausgaben der Bil-
dungsdirektion in den letzten Jahren anschauen, dann kénnen wir fest-
stellen, dass diese laufend wachsen. Es ist also lediglich eine Frage,
wo diese Mittel eingesetzt werden. Und hier geht es wirklich — da zi-
tiere ich gerne auch die SP-Referentin — um die Frage der gleichlan-
gen Spiesse. Wenn wir sehen, wie der Anteil der Fachhochschulen an
den Gesamtaufwendungen im Bildungsbereich vollig ausufert, und auf
der anderen Seite beobachten, dass der Anteil an den Gesamtaufwen-
dungen, der fiir die Berufshildung zur Verfligung steht, Jahr um Jahr
kleiner wird, dann wissen wir, wo der Hebel anzusetzen ist. Also ich
bitte Sie, Ralf Margreiter, nicht auf einem Auge blind zu sein. Besten
Dank.
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Regierungsprasidentin Regine Aeppli: Es ist einfach nicht mdglich,
den Tertiar-A-Bereich und den Mittelschulweg mit der Berufsbildung
gleichzusetzen. Eine Matur ist kein berufsbeféhigender Abschluss. Sie
ist lediglich das Zutritts-Ticket zur Hochschule. Ein eidgendssisches
Fahigkeitszeugnis in der Berufsbildung hingegen befahigt dazu, einen
Beruf auszutiben. Und in dem Sinne ist es ein ganz anderer Ausbil-
dungsweg als der Mittelschul- und universitare Ausbildungsweg. Dar-
um kann man das nicht einfach gleichsetzen. Ein Maturand ist nicht
ausgebildet und eine Maturandin auch nicht.

Aber es ist unbestreitbar so, dass mit der Schaffung der Fachhoch-
schulen und dem neuen Weg aus der Berufsbildung in die Hochschu-
len naturlich die Hohere Berufsbildung in unserem Bildungssystem
einen anderen Stellenwert einnimmt. Der Besuch der HOheren Fach-
schulen ist weiterhin moglich. Er wird auch unterstitzt. Es bestehen
auch Gegenrechtsabkommen mit ausserkantonalen Héheren Fach-
schulen. Solche Ausbildungen werden vom Kanton mitfinanziert.
Aber die Bedeutung der Hoéheren Fachschulen hat abgenommen mit
der Schaffung der Fachhochschulen, und das war ein gewollter politi-
scher Entscheid. Wir miissen uns schon fragen, ob wir auf die Lange
alle Systeme immer weiter ausbauen kénnen. Man hat diesen politi-
schen Entscheid gefallt und die Hohere Berufsbildung wurde damit
zum Tertidr-B-Bereich erklart.

Es wurde aber schon erwéhnt, der Bund ist zurzeit daran, einen Mas-
terplan flr die Hohere Berufsbildung zu erarbeiten. Die Hohere Be-
rufsbildung besteht aus den Hoheren Fachschulen und dem ganzen
Kurswesen im Anschluss an die Berufsbildung. Sie kann auch in ei-
nem spateren Zeitpunkt des Lebens absolviert werden. Man kann bei-
de Bereiche auch nicht gleichsetzen. Die Hoéheren Fachschulen sind
ein schulischer Weg und der andere Bereich ist ein berufsbegleitendes
Ausbildungsangebot. Der Bund denkt daran, bei den HOheren Fach-
schulen einen Masterplan zu erarbeiten, mit Kriterien Gber Angebot,
Kosten, bestimmte Ausbildungsbereiche und Anzahl Studierender als
Voraussetzung zur staatlichen Mitfinanzierung. Beim Kurswesen ist
der Bund daran, zu Uberlegen, ob man auch hier die Mitfinanzierung
regeln soll oder ob man tber die Steuern den Teilnehmenden eine Er-
leichterung geben soll. Dieser Entscheid ist noch nicht gefallt. Er wird
aber nicht hier, sondern beim Bund getroffen. Insofern bestehen da
noch viele offene Fragen.
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Tatsache aber ist: Der Kanton investiert sehr viel in die Berufsbildung
und die Berufsbildung ist ein ganz wichtiger Bildungsbereich auch im
Kanton Zirich. Die Bemiihungen um die Lehrstellen zeigen es, die
Wirtschaft beweist es mit der Schaffung von Lehrstellen und die Wei-
terbildung hat auch im Kanton Zirich einen hohen Stellenwert. Im-
merhin investieren wir Jahr fur Jahr 44 Millionen Franken allein in die
Hohere Berufsbildung. Da muss ich gleichzeitig Hansjorg Schmid
recht geben: Wir sind daran, diesen Bereich besser zu konzipieren,
weil es tatséchlich zum Teil Zufall ist, welche Angebote finanziert
werden und welche nicht. Und diesbeziiglich braucht es mehr Gerech-
tigkeit, da bin ich mit Hansjorg Schmid einverstanden. Aber Sie wis-
sen auch, wenn man dann aus konzeptionellen Griinden sagen muss
«Das finanzieren wir nicht mehr mit», dann wird es wieder schwierig
werden. Also kurz und gut, da halte ich es mit Ralf Margreiter: Man
muss sich Uberlegen, ob wir alles aufstocken, weiterfinanzieren kon-
nen oder ob wir auch Prioritaten setzen missen. Eine klare Mehrheit
dieses Rates hat sich wiederholt daflir ausgesprochen, unsere Finanzen
zu plafonieren. Da ist natirlich auch eine gewisse Konsequenz lhrer-
seits gefragt, aber das steht heute nicht zur Diskussion. Insofern bin
ich lhnen dankbar, wenn dieses Postulat abgeschrieben wird. Wir
bleiben dran!

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Die vorberatende Kommission
schlagt die Abschreibung des Postulates vor. Ein anderer Antrag wur-
de nicht gestellt. Das Verfahren ist beendet.

Das Postulat 92/2007 ist abgeschrieben.

Das Geschéft ist erledigt.


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=677bb473-d756-42db-b9f6-589a91d69af7�
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5. Angliederung des schulpsychologischen Dienstes an das Volks-
schulamt (Reduzierte Debatte)

Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 20. August 2008 zum
Postulat KR-Nr. 255/2005 und gleichlautender Antrag der KBIK vom
4. November 2008 4539

Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt), Prasident der Kommission fir
Bildung und Kultur (KBIK): Einmal mehr erleben wir: Die politischen
Mihlen mahlen langsam. Im September 2005 Uberwies der Rat ein
Postulat, welches einen Bericht dartiber verlangt, wie der Schulpsy-
chologische Dienst als Teil der Volksschule neu zu regeln sei. Heute,
rund funf Jahre spater, beschaftigen wir uns inhaltlich mit den aufge-
worfenen Fragen und stellen fest, dass die Dynamik des realen Lebens
den Vorstoss langstens erledigt hat.

Im Rahmen des neuen Finanzausgleichs wurde die Schulpsychologie
als kantonale Aufgabe definiert und deren Finanzierung neu geregelt.
In der Folge entwickelte die Bildungsdirektion ein Konzept, welches
aufzeigt, wie dieser Dienst im Kanton Zurich kinftig geregelt werden
soll. Grundlage dazu ist Paragraf 19 Absatz 1 des VVolksschulgesetzes,
welches den Kanton damit beauftragt, diesen Dienst zu regeln. Ende
Mérz 2009 wurde eine breite Vernehmlassung zum Konzept tber die
Neuregelung eroffnet. Diesem Konzept stimmten die Vernehmlas-
sungsteilnehmer grossmehrheitlich zu.

Der Kanton ubernimmt, wie im Volksschulgesetz vorgesehen, die
Tragerschaft des Schulpsychologischen Dienstes. Er stellt den unent-
geltlichen Zugang aller Schulerinnen und Schiler im Kanton zur
schulpsychologischen Betreuung sicher, gewéhrleistet die professio-
nelle Fhrung des Schulpsychologischen Dienstes sowie die Qualitat
der Leistungen und die Unabhangigkeit dieses Dienstes.

Das Postulat, welches eine gesetzliche Grundlage fur die Schulpsy-
chologie sowie vom Kanton vorgegebene Rahmenbedingungen, Ver-
fahrensstandards sowie ein Qualitdtsmanagement forderte, ist demzu-
folge vollumfanglich erfullt worden. Wir beantragen Ihnen deshalb,
die Vorlage 4539 abzuschreiben. Besten Dank fir Ihre Aufmerksam-
keit.


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=f3e53c87-d1b4-4385-9226-a8c75474665f�
http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=f3e53c87-d1b4-4385-9226-a8c75474665f�
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Matthias Hauser (SVP, Hintwangen): Ein Zusatzbericht zu diesem
Postulat bringt nichts, denn leider ist die Forderung der Postulanten
vollumfénglich erfillt.

Unser FOderalismus ist in der Bildungspolitik im Laufe der Jahrzehnte
Stiick fir Stick einem Top-Down-Prinzip gewichen. Der Kanton
schaut, dass es in jeder Gemeinde gerecht und gleich zu- und hergeht.
Er regelt, welche Schule der Biirger erwarten darf, wie gross die Klas-
sen sein dirfen, wie Schulhausbauten auszusehen haben, wann
schulzahnérztliche Untersuchungen stattfinden missen, dass sonder-
padagogische Félle in Klassen integriert werden mussen und er defi-
niert Schulqualitdt und so weiter. Schulpflegen sind deshalb nicht
mehr fur die Pflege verantwortlich, sondern nur noch ausfiihrend; sie
pflegen nach Vorgabe des Kantons, nun auch im Bereich der Schul-
psychologie. Sie kdnnen den Schulpsychologischen Dienst nicht nach
Gutdlnken und im Vertrauen ihrer Gemeindebdirger selber organisie-
ren. Nein, der Kanton legt dessen Leistungen genau fest. Er lasst Wei-
sungen betreffend Mindestgrosse, Organisation, anzuwendender Ver-
fahren und Methoden und Anforderungen an die Aus- und Weiterbil-
dung von Psychologinnen und Psychologen. Der Steuerzahler bezahlt
diese Bevormundung der Gemeinden daftir zu einem grésseren Teil
via Staatssteuer — statt wie zuvor seine F reiheit ber die Gemeinde-
steuer. Und es lohnt sich nicht mehr, zum Schulpsychologischen
Dienst kritische Fragen an der Gemeindeversammlung zu stellen. Die
Behorde wird antworten: «Wir missen uns an die kantonalen Richtli-
nien halten.»

Einmal mehr ist die Welt ein Stlickchen gleicher geworden, daftr teu-
rer, reglementierter, und damit sind die Gemeinden — und damit der
Einzelne — weniger frei und haben weniger Verantwortung. «Brave
New World» (von Aldous Huxley) und «1984» (von George Orwell)
lassen grissen. Die SVP ist gegen diese schleichende Tendenz. Scha-
de, dass dieses Postulat nicht schon vor seiner Realisierung abge-
schrieben wurde!

Claudia Gambacciani (Grine, Zirich): Die Grinen beantragen die
Abschreibung dieses Postulates. Mit Blick auf das Jahr der Einrei-
chung, 2005 namlich, mochte ich mich deshalb kurz fassen, damit den
nachfolgenden Traktanden nicht dasselbe Schicksal zuteilwird.

Wir Griinen begriissen die durch die NFA (Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen)
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erfolgte Kantonalisierung des Schulpsychologischen Dienstes, weil
wir der Ansicht sind, dass es eine kantonale Aufgabe ist, Matthias
Hauser, diese verschiedenen Angebote und Strukturen zu vereinheitli-
chen und deren Angebot mittels Standards qualitativ einheitlich zu
entwickeln. Wir wiinschen uns, dass die N&he der Schulpsychologen
dadurch jedoch weiterhin bestehen bleibt, beispielsweise als Mitglie-
der der interdisziplindren Fachteams. So haben wir das auch in unserer
Vernehmlassungsantwort formuliert.

Das Postulat kann insofern abgeschrieben werden, als der Schulpsy-
chologische Dienst bereits im Volksschulgesetz auch aus dem Jahr
2005 der Volksschule angegliedert wurde, wobei die Direktion in der
Verordnung zudem regelt, welche Leistungen von den Diensten er-
bracht werden mussen. Dem Anliegen des Postulates wurde also voll
und ganz Rechnung getragen, sodass es hiermit abgeschrieben werden
kann.,

Susanna Rusca Speck (SP, Zirich): Wie schon gehort, das Postulat ist
einerseits durch das Volksschulgesetz umgesetzt und erfillt worden.
Und dem Bericht 2009 (ber die Vernehmlassung der Grundlagen fur
die Neuausrichtung der Schulpsychologie ist zu entnehmen, dass Kklar
mit 80 Prozent der kiinftigen Tréagerschaft des Kantons auch zuge-
stimmt wurde. Dies ist wohl der zentrale Punkt, die Beteiligung des
Kantons, der damit circa 60 Prozent der Kosten tragt. Und den Struk-
turen, Angeboten und Arbeitsweisen, welche vereinheitlicht werden
sollen, stimmten sogar 71 Prozent zu. Wir wissen, dass mit der Um-
setzung des Volksschulgesetzes auch ein integratives sonderpadagogi-
sches Angebot geschaffen wird. Und in diesem Rahmen erfolgt nun
auch die Neuregelung der Organisation und Finanzierung der Schul-
psychologie. Das ist gut so, die Vorlage kann abgeschrieben werden.
Danke.

Katharina Kull (FDP, Zollikon): Mein Postulat ist wirklich nicht mehr
taufrisch, ist aber — da bin ich mit dem KBIK-Prasidenten nicht ganz
einig — noch nicht vollstandig umgesetzt. Wir fordern mit unserem
Postulat einen kantonalen Leistungsauftrag, wie ihn Volksschulgesetz
und Volksschulverordnung vorsehen, und begrissen die Rahmenbe-
dingungen wie einheitliche Anforderungen an Aus- und Weiterbil-
dung der Schulpsychologen, Einheit von Testmaterialien und Beurtei-
lungskriterien sowie ein Qualitdtsmanagement.
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Die grosse Zustimmung von 80 Prozent in der Vernehmlassung fir
den Kanton als Trager der Schulpsychologischen Dienste legt die
FDP-Fraktion aber nicht automatisch als Auftrag zur Ubernahme der
Schulpsychologischen Dienste aus, wie dies jetzt geplant ist. Bei der
Umsetzung des Konzeptes gilt es deshalb, dem Subsidiaritatsprinzip
so weit wie moglich Rechnung zu tragen und die kantonale Fachstelle
nicht unnétig mit Aufgaben aufzubauschen, die die Gemeinden inno-
vativer und kostengtinstiger wahrnehmen kénnen.

Ich erlaube mir an dieser Stelle, folgende Fragen beziiglich Umset-
zung an Regierungsprasidentin Regine Aeppli zu stellen: Sind die ge-
schatzten Kosten von jahrlich 25 Millionen Franken fir die Schulpsy-
chologie im Kanton inzwischen verifiziert? Wie soll die Ressourcen-
verteilung durch den Kanton respektive die Finanzierung der Schul-
psychologie fur die einzelnen Gemeinden aussehen? Und last but not
least: Wie sieht der weitere Terminplan fir das Konzept und die Um-
setzung zur Schulpsychologie im Kanton aus? Besten Dank fir die
Beantwortung.

Somit stimmen wir der Abschreibung des Postulates zu. Danke.

Regierungsprasidentin Regine Aeppli: Katharina Kull hat einige Fra-
gen gestellt. Leider kann ich diese heute nicht prézise beantworten.
Ich werde das aber gern bilateral machen, wenn Sie einverstanden
sind. Der Antrag lautet ja auf Abschreibung und ich habe mich dieser
Frage nicht mehr ausdriicklich angenommen.

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Die vorberatende Kommission
schlagt die Abschreibung des Postulates vor. Ein anderer Antrag wur-
de nicht gestellt. Das Verfahren ist beendet.

Das Postulat 255/2005 ist abgeschrieben.

Das Geschéft ist erledigt.


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=7af1f2d7-e8e6-4c95-8580-030cb55d532f�
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6. Frihe Sprachforderung Deutsch (Reduzierte Debatte)

Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 4. November 2009 zum
Postulat KR-Nr. 243/2007 und gleichlautender Antrag der KBIK vom
5. Januar 2010 4643

Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt), Prasident der Kommission fir
Bildung und Kultur (KBIK): Als Reaktion auf die Aufforderung der
Postulantinnen, ein Konzept zur friihen Sprachférderung in den Kin-
dergérten vorzulegen, hat der Regierungsrat in seinem Bericht aufge-
zahlt, welche Fordermassnahmen bereits aktiv umgesetzt werden. Die
Liste ist beachtlich. Sie macht deutlich, dass allgemein erkannt ist, wie
bedeutend der Erwerb von Sprachkompetenzen fiir den Schulerfolg
insgesamt ist. Defizite sollen so rasch und so friih als mdglich erkannt
und behoben werden, weil spater wenig Chancen bestehen, diese zu
korrigieren. Die Kantonalisierung der Kindergéarten hat dazu beigetra-
gen, dem Aspekt der Sprachforderung das notwendige Gewicht zu ge-
ben. Der verbindliche Lehrplan legt eine Reihe von sprachlichen Ba-
siskompetenzen fest, ber die ein Kind am Ende des Kindergartens
verfligen sollte. Zusétzlich regelt die Verordnung tiber sonderpadago-
gische Massnahmen eine verstarkte Forderung des Deutschlernens fur
Kinder aus fremdsprachigen Familien. Alle ins Auge gefassten Mass-
nahmen zielen jedoch nicht primér — das sei hier angemerkt — auf
fremdsprachige Kinder, sondern darauf, die Sprachkompetenzen aller
Kinder zu fordern. Die Notwendigkeit dazu haben die PISA-
Untersuchungen deutlich aufgezeigt.

Die Postulantinnen schliessen sich der Meinung der KBIK an, dass
der Regierungsrat mit diesem Bericht das Postulat erfullt hat und sich
ein zusatzliches Konzept fir die Sprachforderung im Kindergarten
erubrigt. In diesem Sinne ersuchen wir Sie, die VVorlage 4643 als erle-
digt abzuschreiben. Besten Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

Claudia Gambacciani (Griine, Zirich): Die Grine Fraktion unter-
stutzt die Abschreibung des Postulates. Die Regierung konnte in ihrem
Bericht aufzeigen, dass sie verschiedene Massnahmen und Instrumen-
te geschaffen hat, damit das im Postulat geforderte Konzept fir die
frihe Sprachférderung im Sinne eines intensiven Deutschunterrichtes
hinfallig wird, weil dem Anliegen eben mit diesen Instrumenten
Rechnung getragen wird. Wir Griinen vertreten nach wie vor den
Grundsatz, dass es sich lohnt, in die friilhe Férderung zu investieren,


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=78cd3d3e-5854-494b-bc00-ab47f84dcc47�
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weil in den jungen Jahren die Auswirkungen der sprachlichen Férde-
rung und somit die integrative Wirkung am starksten sind. Ausserdem
vergrossern sich die Unterschiede zwischen den Kindern mit dem zu-
nehmenden Alter so massiv, dass sie in punkto Chancengleichheit fast
nicht wieder wettzumachen sind.

Wir Griinen begriissen die von der Regierung eingeleiteten Massnah-
men, die in die Richtung des Anliegens der Postulanten zielen, wie die
im neuen Lehrplan des Kindergartens vorgesehenen Massnahmen zur
Sprachforderung — Samuel Ramseyer hat es angetont — oder die Res-
sourcen des DaZ (Deutsch als Zweitsprache), welche auch in den
Kindergarten einfliessen. Und daneben werden ja auch Massnahmen
im Bereich der QUIMS-Schulen (Qualitat in multikulturellen Schulen)
aufgefuhrt. Ob die jetzt aufgegleisten Massnahmen jedoch tatsachlich
die sprachliche und damit auch die soziale Integration der fremdspra-
chigen Kinder langerfristig und nachhaltig gewahrleisten kénnen und
ausreichen, wird sich noch zeigen mussen. Wir Griinen sehen dieser
Entwicklung gespannt entgegen, wirden aber auch verstarkte Mass-
nahmen unterstiitzen, wenn diese eingefordert werden missten.

Brigitta Johner (FDP, Urdorf): Seit Einreichung unseres Postulates
vor zweieinhalb Jahren ist Gber friihe Forderung, nicht nur auf die
Sprache bezogen, viel geredet und geschrieben worden. Was hat doch
PISA in Zirich alles ausgel6st! Was ist seitdem alles unternommen
worden, um die erkannten Defizite im sprachlichen Bereich zu behe-
ben und die Kinder zum Sprechen, Lesen und Schreiben zu animieren.
Ich denke an die Leseecken in den Schulzimmern, an Projekte wie
«Unsere Schule liest», an Marchenerzahlstunden in Krippen und Hor-
ten, an Kinderbuchtage, erweiterte Offnungszeiten in Bibliotheken bis
hin zu Erzéhln&chten.

Die Erkenntnis, dass der kindliche Spracherwerb sehr friih beginnt
und entsprechend genutzt werden muss, lag unserem Postulat zugrun-
de. Mittel der gezielten Forderung der Sprachkompetenzen in den ers-
ten Lebensjahren sind Verse und Lieder. Klar, dass auch ein kommu-
nikationsmotivierendes Umfeld innerhalb und ausserhalb der eigenen
Familie wichtig ist. Mit «ausserhalb der Familie» meine ich Gbrigens
nicht die spazierenden Mitter, die lieber mit dem Handy als mit ihrem
Kind im Kinderwagen kommunizieren.

Die Forderung der Freude an der Sprache muss auch im Kindergarten
im Mittelpunkt stehen, mit dem Ziel, dass die Kinder einen sicheren
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Grundwortschatz erwerben und ihren Fachwortschatz erweitern kon-
nen. Und damit diese Sprachférderung ernst genommen wird und Er-
folg bringt, muss diese im Lehrplan verankert sein. So kann Deutsch,
sei es Erst- oder Zweitsprache, gelebt werden. Gute Beispiele dafur
habe ich bei meinen Besuchen in QUIMS-Schulen — rund ein Finftel
aller Kinder in unserem Kanton besucht eine solche — gesehen; da
steht zuallererst die Animation zur Sprache. Und die ist jetzt auch im
Lehrplan unserer kantonalisierten Kindergarten verankert. So missen
die Lehrpersonen der ersten Stufe unseres Bildungswesens ein moti-
vierendes Umfeld schaffen, in dem die Kinder lernen, Bilder und Vor-
stellungen in Worter und Sétze zu fassen. Und konkret heisst das, ich
zitiere: «Zur Forderung der frihen Literalitdt gehort auch, dass das
Kind immer eigene Erfahrungen mit Blchern machen kann und das
Buch als ein zentrales Medium unserer Kultur schétzen lernt.» Schon,
die Bedeutung des Buches im Zeitalter der Elektronik so verankert zu
wissen. Schon und befriedigend auch, dass unser Anliegen der friihen
Sprachforderung aufgenommen wurde und in unseren Kindergarten
ernsthaft umgesetzt wird. Kinftige Evaluationen werden wieder zei-
gen, was die eingeleiteten Massnahmen fruchten.

Im Namen der aus dem Rat ausgeschiedenen Erst- und meiner Mit-
postulantin (Anita Simioni, Andelfingen, und Katharina Kull, Zollikon)
danke ich der Regierung fiir die ausfiihrliche Antwort auf unser Postu-
lat. Ich bin — auch namens der FDP-Fraktion — mit seiner Abschrei-
bung einverstanden. Danke.

Karin Maeder (SP, Riti): In einem, so denke ich, sind wir uns einig:
Frihe Sprachférderung und damit der Erwerb von Sprachkompetenz
ist ein wesentlicher Teil fur den Schulerfolg und um soziale Kontakte
zu knupfen. Sprachférderung im Kindergarten hatte schon immer ei-
nen wichtigen Stellenwert und wurde mit Geschichten, Liedern, Ver-
sen und freiem Spiel auch immer schon gemacht. Mit der Kantonali-
sierung des Kindergartens konnten nun — wir haben es gehort — in ei-
nem Lehrplan einheitliche Ziele formuliert werden. Ich verzichte dar-
auf, mich zum Inhalt zu &ussern; das wurde bereits gemacht.

Zum Zweiten wird der Sprachférderung von Kindern mit Deutsch als
Zweitsprache verstarkt Rechnung getragen. Es wird klar ausgewiesen,
wie viel DaZ diese Kinder zur Verfigung haben. Die Sprachforde-
rung, wie sie angedacht und umgesetzt wird, macht Sinn. Es ist hier
aber besonders darauf hinzuweisen, dass dies nicht zum Nulltarif zu
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haben ist. Die Lehrkrafte missen dazu gut ausgebildet sein und wir
brauchen geniigend Fachpersonen. Zurzeit erleben wir leider oft, dass
das Bedurfnis ausgewiesen ist, leider aber geniigend geeignete Lehr-
kréfte fehlen. Es werden wichtige Monate und sogar Jahre der Sprach-
forderung nicht optimal genutzt. Die Leidtragenden sind die Kinder,
denn die friihe FOrderung der Sprache ist wichtig. Friihe Sprachforde-
rung zum einen wird also gegeniber noch vor ein paar Jahren mehr
Bedeutung beigemessen. Auch mit der Einfiihrung von QUIMS wer-
den Schulen oder Klassen mit viel fremdsprachigen Schiilerinnen und
Schiilern zusétzlich unterstitzt.

Frihe Sprachférderung muss aber, wo moglich, bereits vor dem Ein-
tritt in den Kindergarten geschehen und so ist die gezielte Férderung
der Sprache in Kinderkrippen zu férdern oder die «Spielgruppe plus»
besonders zu erwahnen. Mit der «Spielgruppe plus» wurden sehr gute
Erfahrungen gemacht, wie der Sprachférderung auf spielerische Wiese
besonders Rechnung getragen werden kann. Wir wirden es begriissen,
wenn da der Kanton in Zukunft noch mehr Unterstiitzung bieten konn-
te. Denn, wie ich bereits zu Beginn gesagt habe: Sprache ist eine
wichtige Voraussetzung fur das weitere Lernen in der Schule und im
sozialen Kontakt.

Die SP ist mit der Abschreibung einverstanden — mit dem Hinweis:
Frihe Sprachforderung in guter Qualitat braucht gentigend Ressour-
cen, sonst bleibt es eine nette Forderung, die nicht umgesetzt werden
kann.

Thomas Ziegler (EVP, Elgg): Dass Sprachférderung friih einsetzen
soll, vor allem zur besseren Integration von Migrantenkindern, dar-
uber herrscht mittlerweile ein Konsens. In diesem Sinne nimmt die
EVP die Regierungsratsantwort positiv zur Kenntnis und ist mit der
Abschreibung einverstanden.

Zu Bemerkungen Anlass geben aber die Ausfuhrungen tber zusatzli-
che Projekte vor dem Kindergarten. Es geht dabei darum, einen guten
Start im Kindergarten zu ermdglichen. Fur die schweizerische Galli-
onsfigur in Sachen Integration, den Basler Integrationsbeauftragten
und ehemaligen Zircher Kantonsrat Thomas Kessler, muss dafiir ganz
klar das Ziel sein, ich zitiere: «Die hier aufwachsenden Auslanderkin-
der beim Schuleintritt moglichst in allen Belangen auf den gleichen
Stand wie die Schweizer Kinder zu bringen, auch in der Sprache.»Und
die Sprache unserer Kinder beim Eintritt in den Kindergarten ist eben-
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so klar der Dialekt — und nicht Hochdeutsch. Animation zur Sprache
kann ebenso gut in der Mundart erfolgen wie auf Hochdeutsch. Und
im Kindergarten sind die EVP und ein grosser Teil der Kindergartne-
rinnen mittlerweile schon lange nicht mehr allein mit ihrem Wider-
stand gegen die Unterrichtssprache Hochdeutsch. Integration soll, wie
in allen L&ndern, in der Alltags- und Beziehungssprache des Gastlan-
des erfolgen, so wie zum Beispiel im vergleichbaren Luxemburg. In
Winterthur wird seit diesem Jahr mit grossem Erfolg eine tirkisch-
schweizerdeutsche Spielgruppe «Bilikid» gefuhrt, in der eine Leiterin
Turkisch und eine zweite ganz bewusst Schweizerdeutsch spricht. Vor
allem auf Wunsch und auf Druck der tlrkischen Eltern, die wollen,
dass ihre Kinder beim Eintritt in den Kindergarten keine Aussenseiter
sind und eben moglichst so reden wie ihre gleichaltrigen «G'spénli»,
ndmlich Schweizerdeutsch. Nur die Bildungsdirektion scheint das
noch nicht begriffen zu haben. Denn sie schreibt, es solle in diesem
Projekt fur Zwei- bis Vierjahrige vor allem der Erwerb der Schulspra-
che, des Hochdeutschen, gefordert werden. Halt sie daran fest, erweist
sie den Integrationsbemiihungen einen Barendienst. Denn dann wird
deswegen einer durchaus guten Sache massiver Widerstand erwach-
sen, und das wére schade.

Corinne Thomet (CVP, Kloten): Die CVP bedankt sich beim Regie-
rungsrat fur die zwar kurze, aber sehr Gbersichtliche und nachvoll-
ziehbare Berichterstattung zum Postulat «Friihe Sprachférderung
Deutsch». Wir sind sehr gespannt, wie sich das Projekt «Friihe Forde-
rung», welches im Herbst 2009 gestartet wurde, weiterentwickelt. Die
Postulantinnen ersuchen in ihrem Postulat um einen Bericht, welcher
sich auf die Deutschforderung auf Kindergartenstufe bezieht. Und an
dieser Stelle mochte ich wieder einmal betonen, dass der Lehrplan auf
Kindergartenstufe eingeftihrt ist und ich mich immer noch frage — und
nicht nur die Bildungsdirektion—, warum das Thema «Mundart oder
Hochdeutsch im Kindergarten?» so viel politisches Treiben auslost.
Die CVP ist mit der Abschreibung des Postulates absolut einverstan-
den. Besten Dank.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Frihe Sprachférderung in der Mut-
tersprache ist nachhaltig und nétig fir Kinder, die zu Hause keine gu-
ten Sprachvorbilder haben. Dass der Spracherwerb im ersten Lebens-
jahr beginnt, ist heute anerkannt, ebenso, dass ein kommunikations-



10398

freundliches Umfeld wichtig ist und dass die Kinder zu verschiedenar-
tigen sprachlichen Aktivitaten animiert werden und so ihre Freude an
der Sprache geweckt wird. Diese Erkenntnisse sind in den neuen Kin-
dergartenlehrplan eingeflossen. So kann das Postulat abgeschrieben
werden. Aber wir alle — nicht nur in Krippen und Kindergarten —, wir
alle missen diese Forderungen im Alltag, zu Hause und tberall so gut
wie moglich umsetzen. Besten Dank.

Claudio Schmid (SVP, Biilach): Die SVP unterstutzt die Abschreibung
des Postulates. Die Postulatsantwort zeigt eindriicklich auf, wie auf-
grund der internationalen PISA-Studien im Bildungsbereich gehandelt
wird. Es wird umgehend mit Massnahmen und Projekten im Volks-
schulbereich gehandelt.

Selbstverstandlich anerkennen wir das Problem und die Notwendig-
keit des Beherrschens der deutschen Sprache an unserer Volksschule.
Die aktuellen Bestrebungen, an verschiedenen Schulen und im Kin-
dergarten Hochdeutsch als verbindlich zu erklaren, gehen unserer
Auffassung nach aber zu weit.

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Die vorberatende Kommission
schléagt die Abschreibung des Postulates vor. Ein anderer Antrag wur-
de nicht gestellt. Das Verfahren ist beendet.

Das Postulat 243/2007 ist abgeschrieben.

Das Geschéft ist erledigt.

Fraktionserklarung der SVP zum Wert psychiatrischer Gutachten

Rosmarie Frehsner (SVP, Dietikon): Ich verlese Ihnen eine Fraktions-
erklarung der SVP mit dem Titel «Psychiatrische Gutachten sind nicht
das Mass aller Dinge». Nicht nur im Strafvollzug, auch in der Justiz
und in Behorden haben psychiatrische Gutachten immer mehr Einfluss
auf Entscheidungen. Kaum ein Richter, der bei der Urteilsfindung
nicht dem Gutachten der Gerichtspsychiater folgt, und kaum eine Be-
horde, die selbststdndig eine Entscheidung trifft, ohne vorher die Mei-
nung eines sogenannten Fachpsychiaters oder Fachpsychologen ein-
zuholen.


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=2099b5b6-97b6-4d9e-8a5e-ee176ea86abf�
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Dies war auch beim aktuellen T6tungsdelikt von Florian G. der Fall.
Die zustandige Behorde der Gemeinde Bonstetten stiitzte sich auf das
Gutachten einer Zircher Psychologin. Aufgrund einer Gesprachsthe-
rapie attestierte diese Psychologin in einem Kurzgutachten, dass keine
konkrete Ruckfallgefahr fur den Vater, also Gustav G., mehr bestehe.
Dies veranlasste die Behorde zum Entscheid, dem Vater das Sorge-
recht fir den Sohn zu (bertragen. Somit haben also Milizpolitiker auf
Rat eines Profis gehort und entschieden. Die Fehleinschétzung einer
Psychologin, also eines Profis, flhrte in letzter Konsequenz zum Tod
einer Person. Passiert einem Arzt, also einem Mediziner, eine &hnliche
Fehleinschatzung mit Todesfolge, so wird dies von Amtes wegen ge-
nau untersucht. Ich erinnere dabei an die Herztransplantation von
Marko Turina. Wir verlangen von Regierungsrat Markus Notter, dass
auch in diesem Fall eine Strafuntersuchung gegen die professionelle
Fachperson durchgefiihrt wird. Durch ihr vorliegendes Gutachten ist
sie an der Entscheidung der Bonstetter Behdrde massgeblich mitbetei-
ligt.

Einfach der Milizbehorde Unfahigkeit oder Uberforderung vorzuwer-
fen, wie dies von einzelnen Medien gemacht wird, greift definitiv zu
kurz. Wenn die «<NZZ am Sonntag» zum Beispiel meint, der jlingste
Totungsfall dirfte die Professionalisierung der Vormundschaftsbehor-
de beschleunigen, so ist das reine Stimmungsmache. Das Problem ist,
dass sich sowohl Milizbehtrden als auch Profis, zum Beispiel die Ge-
richte, viel zu oft auf Gutachten stlitzen und sich damit vermeintlich
aus der Verantwortung nehmen. Ich danke lhnen fur die Aufmerk-
samkeit.

Fraktionserklarung der SP, Grinen und AL zum Internationalen
Tag der Frau 2010

Julia Gerber Riegg (SP, Wadenswil): Ich verlese Ihnen eine Frakti-
onserklarung der SP, der Griinen und der Alternativen Liste zum In-
ternationalen Tag der Frau 2010.

Heute ist der Internationale Tag der Frau. Schon vor mehr als 100 Jah-
ren demonstrierten Frauen in den USA gegen die Diskriminierung von
Frauen. Heute sind wir immer noch weit entfernt von der tatsachlichen
Gleichstellung. Das zeigt allein schon die magere Vertretung der
Frauen in den Parlamenten, wie zum Beispiel im Zlrcher Kantonsrat,
auf, wo der Frauenanteil nur gut 30 Prozent erreicht. Das darf nicht so
bleiben.
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Damit die Gleichstellung in Familie, Beruf und Politik erreicht wird,
sind gleiche Lohne fur gleichwertige Arbeit unabdingbar. Was aber
stellen wir im Jahr 2010 fest? Die Lohnschere driftet erneut auseinan-
der. Das darf nicht so weitergehen. Der «Equal Pay Day» vom 11.
Mérz 2010 wird sich diesem Thema gezielt widmen. Heute wissen
wir, dass Frauen weltweit tagtaglich Gewalt und Ubergriffe erfahren.
Méadchen werden ungestraft sexuell verstimmelt, junge Frauen
zwangsverheiratet. Frauenhandel und Zwangsprostitution sind ein
Milliardengeschéft und auch eine Realitat auf dem Zircher Strassen-
strich. Das ist und bleibt inakzeptabel! Taglich werden Frauenrechte
verletzt, und das muss sich &ndern, und zwar subito.

Frauen verlangen darum: Her mit der Gleichstellung! Ein breites
Biindnis von Frauenorganisationen und Gewerkschaft ruft fur den 13.
Mérz 2010 im Rahmen der «Marche mondiale des femmes» zu einer
internationalen Demonstration in Bern auf. Die Frauen im Kanton Zi-
rich fordern Investitionen in die Gleichstellung, Ja zum Ausbau der
Kinderbetreuung, vollen Einsatz fir die Gleichstellung, das heisst
auch kein Abbau bei der Fachstelle fur die Gleichstellung von Frau
und Mann und griffige Massnahmen gegen Frauenarmut und Gewalt
an Frauen. Ich danke Ihnen, dass Sie mir zugehort haben.

Personliche Erklarung von Claudio Zanetti, zum Nichteintreten des
Bundesgerichts auf seine Beschwerde

Claudio Zanetti (SVP, Zollikon): Vor ein paar Tagen liess sich unser
allseits geschétzter Justizdirektor Markus Notter im Tagesanzeiger mit
folgender Aussage vernehmen, ich zitiere: «Jeder Entscheid einer Be-
horde ist anfechtbar.» Und weiter: «Der Biirger soll sich bei einer un-
abhéngigen Stelle wehren konnen, falls eine Behorde etwas in einer
willkdrlichen Art entscheidet. Das gehort zu den Grundsétzen unseres
Rechtsstaates.» Schliesslich kdnne man niemandem die Moéglichkeiten
des Rechtsstaates verwehren. Es ging konkret um einen Betrtiger, der
zu insgesamt vier Jahren Gefangnis und einem dreijahrigen Berufs-
verbot verurteilt war und immer noch frei herumspaziert. Sie wissen
ja, die Moglichkeiten des Rechtsstaates.

Etwas vOllig anderes ist es freilich, wenn sich ein Mitglied dieses Ra-
tes vor Bundesgericht dagegen zur Wehr setzt (Raunen auf der linken
Ratsseite), dass sich die Zircher Regierung mit der Einsetzung der
sogenannten Hartefallkommission Uber einen wiederholten Beschluss
eben dieses Hauses hinweggesetzt hat. Der Regierungsrat ist zwar eine
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Behorde und es liegt auch ein Entscheid vor. Doch ein Kantonsrat
kann nach Ansicht des Bundesgerichts keine Beschwerde erheben,
wenn er sich in seinem Stimmrecht verletzt fihlt oder eine Gewalten-
trennung rugt. Als Schweizer Burger fehle einem Kantonsrat dazu die
Legitimation.

Diese Rechtsverweigerung konnte natirlich auch daran liegen, dass es
sich beim Beschwerdefiihrer im konkreten Fall nicht um einen Krimi-
nellen handelt (Heiterkeit). Naheliegender ist allerdings die Vermu-
tung, dass sich seine politischen Intentionen mit denen des Gerichts
nicht decken und ein materielles Urteil vermieden werden sollte. Hier
wird es gefahrlich, denn eine politische Justiz ist eine geféhrliche Jus-
tiz. Und all diejenigen, die sich jetzt freuen, sollten bedenken, dass
sich politische Umstande auch &dndern kénnen. Ich danke Ihnen.

Fraktionserklarung der EDU zur Ablehnung des Tierschutzanwalts
auf eidgendssischer Ebene

Michael Welz (EDU, Oberembrach): Ich verlese eine Fraktionserkla-
rung zum Tieranwalt.

Das Schweizer Stimmvolk und das Zircher Stimmvolk haben gestern
mit aller Deutlichkeit die Tierschutzanwalt-Initiative abgelehnt. Die-
ses deutliche Abstimmungsergebnis muss auch fir den Kanton Zdrich
beziglich der Weiterfihrung des kantonalen Tierschutzanwaltes
wegweisend sein. Das Volk hat erkannt, dass die Tierschutzgesetzge-
bung in der Schweiz weltweit die strengsten Tierschutzbestimmungen
darstellt. Ein Tierschutzanwalt kann somit als Uberfliissig bezeichnet
werden. Daher fordert die EDU mit der SVP mittels zweier Vorstosse
die Abschaffung der im Kanton Zirich bestehenden Tieranwaltsstelle.
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7. Deutschkenntnisse als Voraussetzung ftr den Eintritt in die Re-
gelklassen

Motion von Theresia Weber (SVP, Uetikon a. S.), Matthias Hauser
(SVP, Hintwangen) und Willy Haderer (SVP, Unterengstringen) vom
1. Oktober 2007

KR-Nr. 292/2007, RRB-Nr. 90/23. Januar 2008 (Stellungnahme)

Die Motion hat folgenden Wortlaut:
Folgende Anliegen sind gesetzlich festzulegen:

1. Schilerinnen und Schiler mit anderer als deutscher Muttersprache
werden nur in Regelklassen der Zircher Volksschule integriert, wenn
ihre Deutschkenntnisse als ausreichend fur positiven Schulerfolg beur-
teilt werden. Fir die Feststellung, ob die Deutschkenntnisse fiir den
Eintritt in eine Regelklasse ausreichend sind, werden durch die Bil-
dungsdirektion einheitliche Testverfahren entwickelt und durch die
zustandigen Stellen angewendet (Sprachpriifung miindlich und schrift-
lich).

2. Mangelnde Deutschkenntnisse fur neu in die Zircher Volksschule
integrierte Schulerinnen und Schiler sind mit intensiven Deutschkur-
sen oder intensivem Integrationsunterricht (Kleinklasse E) zu behe-
ben.

3. Dauern Deutschkurse oder Integrationsunterricht langer als ein Jahr,
obliegt deren Finanzierung den Erziehungsberechtigten.

Begrindung:

Mangelnde Deutschkenntnisse wirken sich nicht nur auf die Leistun-
gen im Deutschunterricht aus, sondern verhindern Schulerfolg in na-
hezu allen Fachern der Volksschule — und vermindern damit die
Chancen erheblich, eine gewiinschte Anschlusslésung nach Ende der
Volksschule zu finden. Nicht eintretender Schulerfolg und Chancenlo-
sigkeit sind Ursachen fiir Motivationslosigkeit, Frustration und Diszi-
plinlosigkeit und somit letztlich flr Jugendgewalt.

Es gilt zudem als erwiesen, dass ein zu hoher Anteil an primér fremd-
sprachigen Kindern die Leistungsfahigkeit der gesamten Klasse, also
auch der anderen Kinder, mindert, insbesondere in kognitiven Fé&-
chern.

Von Kindern und Erziehungsberechtigten, die sich in unsere Volks-
schule integrieren, missen daher unbedingt notwendige sprachliche
Voraussetzungen eingefordert werden. Die Begrenzung der staatlichen
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Finanzierung auf ein Jahr und standardisierte Sprachprifungen zum
Eintritt in die Regelklassen garantieren die Effizienz der Sprachkurse
oder des Integrationsunterrichts.

Der Regierungsrat nimmt auf Antrag der Bildungsdirektion wie folgt
Stellung:

Fur den Spracherwerb der Kinder mit nichtdeutscher Erstsprache ist es
wichtig, dass sie schon vor dem Eintritt in den Kindergarten viel in
Kontakt mit der deutschen Sprache kommen. Hierfur sind in erster
Linie die Eltern verantwortlich. Besonders sprachférdernd wirken sich
der Besuch von Kinderkrippen und Spielgruppen aus.

Gute Deutschkompetenzen sind der Schlissel zu erfolgreichem Ler-
nen in der Schule. Der wirksamste Weg, damit Kinder nichtdeutscher
Erstsprache ausreichende Deutschkenntnisse erwerben, besteht darin,
dass diese Kinder im Rahmen der Regelklassen der Volksschule mit
Beginn im Kindergarten Deutsch lernen. Dafiir stehen ihnen ab dem
Kindergarten ergdnzende Unterrichtsangebote in Deutsch als Zweit-
sprache (DaZ) zur Verfugung. Sie werden von besonders ausgebilde-
ten DaZ-Lehrkraften erteilt; ihr Besuch ist obligatorisch, wenn die
Lehrperson die Deutschkenntnisse fiir unzureichend beurteilt.

Fur die Dauer der obligatorischen Schulzeit regeln § 34 des Volks-
schulgesetzes vom 7. Februar 2005 (LS 412.100) und die Verordnung
uber die Sonderpédagogischen Massnahmen vom 11. Juli 2007 (LS
412.103) bereits, was die Motion verlangt. Um rasch grundlegende
Kompetenzen in der deutschen Sprache zu erwerben, erhalten die
Schilerinnen und Schiiler intensiven DaZ-Unterricht. Dieser Unter-
richt findet sowohl auf der Primar- als auch auf der Sekundarstufe
wéhrend ein bis zwei Stunden pro Tag statt. Hierflir stehen verschie-
dene Organisationsmodelle zur Verfligung (Aufnahmeunterricht oder
Aufnahmeklassen). Die Schilerinnen und Schler verbringen die rest-
liche Schulzeit — ausser dort, wo Aufnahmeklassen vollzeitlich gefihrt
werden — in einer ihrem Alter entsprechenden Regelklasse und bewe-
gen sich so im Sprachumfeld der deutschen Sprache. Die Organisati-
onsmodelle, in denen die Schilerinnen und Schiiler in einer Regel-
klasse integriert bleiben, fiihren nachweislich zu einem rascheren
Deutscherwerb als vollzeitlich gefiihrte Aufnahmeklassen. Diese
Form des DaZ-Unterrichts verursacht zudem geringe Kosten als voll-
zeitlich gefuhrte Aufnahmeklassen.
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Gemadss 813 der Verordnung uber die sonderpadagogischen Mass-
nahmen ist eine zusétzliche DaZ-Forderung wéhrend dreier Jahre
maoglich; sie kann im Einzelfall l1anger oder kirzer dauern, weil das
Sprachlerntempo individuell unterschiedlich ist. Die Finanzierung die-
ses Unterrichts den Eltern zu Ubertragen, wiirde gegen das in Art. 19
der Bundesverfassung vom 18. April 1999 (SR 101) garantierte Un-
entgeltlichkeitsprinzip der VVolksschule verstossen.

Die getrennte Schulung mit Ausschluss aus dem Klassenverband wiuir-
de sich sowohl auf den Spracherwerb als auch auf die soziale Integra-
tion der fremdsprachigen Kinder negativ auswirken. Praxiserfahrun-
gen zeigen, dass Kinder in der Primarstufe in der Regel Uber die not-
wendigen Sprachkompetenzen verfiigen, um im Schulalltag mitzuhal-
ten. Oft bestehen aber Liicken im Wortschatz oder im Verstdndnis
komplizierter Satzgebilde, was sich mit zunehmendem Schulalter ne-
gativ auf die Leistungen auswirkt. Um Sprachdefizite noch préziser zu
erfassen und zu beheben, ist vorgesehen, ab dem Schuljahr 2008/09
beim Eintritt in den Kindergarten eine Erhebung des Sprachstandes
durchzufihren.

Der Regierungsrat beantragt daher dem Kantonsrat, die Motion KR-
Nr. 292/2007 nicht zu Gberweisen.

Theresia Weber (SVP, Uetikon a. S.): Ich nehme an, wir machen die
Debatte ohne die Regierungsratin. (Regierungsprasidentin Regine
Aeppli ist noch nicht im Saal.)

Ich hatte die Mdglichkeit, das schwedische Schul- und Sozialsystem
néher kennenzulernen. Dabei ist mir etwas aufgefallen: Die anfangli-
che Haltung, dass der Staat alles und jedes tun konne, ist massiv am
Andern. Dies ist nicht nur im Sozialsystem der Fall, sondern auch bei
der Schule. Der finanzielle Druck und die verschiedensten Erfahrun-
gen haben dazu gefiihrt. Im Schulbereich sind die Schweden, die weit
weg von der SVP politisieren, zur Einsicht gekommen, dass der
Spracherwerb etwas vom Wichtigsten Uberhaupt ist, um erfolgreich
eine Schule besuchen zu konnen. Dieselben Leute haben auch das
Modell der Zukunft entwickelt. Die Kinder missen, ob im Kindergar-
tenalter oder schon als Jugendliche, zuerst die Landessprache erlernen,
bevor sie in den Regelklassen zugelassen werden. Anfanglich ergab
sich grosser Widerstand gegen dieses System, wie wir ihn hier und
heute auch haben. Als aber die privaten Schulen begannen hatten, zo-
gen die 6ffentlichen nach. In Schweden gibt es die freie Schulwahl
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und auch in der Schweiz wird sie langsam andiskutiert. Der Erfolg ist
verbliffend, und wenn Sie die Antwort der Regierung auf unsere Mo-
tion lesen, bleibt nur ein Kopfschitteln.

Die Kinder, die wirklich Mihe haben, sind kaum jene, die in der
Schweiz geboren sind, sondern jene, die im Schulalter zu uns gekom-
men sind und aus einem vollig andern Sprachgebiet stammen. Sie
werden bei uns mit viel Aufwand — sowohl finanziell wie zeitlich -
mit verschiedenen Projekten wie DaZ, QUIMS, Literatur- und Thea-
terangebot und so weiter gefordert. Daneben besuchen sie die norma-
len Regelklassen.

Was heisst das fur die Lehrpersonen? Sie haben wahrend rund sechs
Stunden pro Tag Schiler oder Schilerinnen in den Klassen, die
schlicht und einfach nichts verstehen oder aber nur sehr wenig. lhre
Aufmerksamkeit kdnnen Sie sich vorstellen.

Was heisst es fir die Mitschiiller? Sie haben Kolleginnen oder Kolle-
gen, die dasitzen und mit denen sie nur sehr wenig sprechen kénnen.
Sind Arbeiten zu machen, braucht es sehr viel Zeit, um den Betroffe-
nen die Ausflihrung zu erkléren, oder aber sie machen die Arbeit eben
nicht.

Was heisst das schliesslich fir die ganzen Klassen? Je mehr fremd-
sprachige Kinder in solchen Klassen sind, desto schwieriger ist die
Ausgangslage. Sicher aber wird der Unterricht verlangsamt und der
Aufwand flr Lehrpersonen wird massiv grosser. Es gilt, sich den
Schwacheren anzupassen, damit sie nicht abhdngen. Dass damit auch
das Niveau der ganzen Klasse tiefer wird, ist selbstverstandlich. Und
alle, die Kinder in den Schulen haben, erleben es taglich. Die PISA-
Studie tut das ihre dazu.

Was gilt es zu tun? Wir mussen Mut zeigen, Mut, immer neue Projek-
te an den Volksschulen abzusagen, und Mut, auf das Kerngeschéft der
Volksschule zuriickzukommen. Deutsch wére neben Mathematik und
allgemeinbildenden F&chern das Wichtigste, was unsere Kinder zu
lernen hatten. Auch im Computerzeitalter kommt niemand um einen
fehlerfreien Rapport oder Brief herum, die Sprache und die Recht-
schreibung sind die Etikette vieler Unternehmen und machen auch vor
Formellem nicht halt. In Schweden benétigen die meisten Kinder und
Jugendlichen rund drei Monate, um die Sprache zu lernen. Wenige
brauchen dazu ein halbes Jahr und ganz wenige ein ganzes Jahr. Dann
konnen sie problemlos in die Regelklassen wechseln, werden von An-
fang an verstanden und akzeptiert und haben keine Probleme, auch die
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ubrigen Féacher zu verstehen oder eine weitere Sprache zu erlernen.
Ob drei oder sechs oder zwolf Monate— wichtig ist, dass die Lande s-
sprache gesprochen und verstanden wird. Die Integration in die Re-
gelklassen sei viel problemloser und schneller geworden nach dieser
Zeit. Und das Wichtigste: Die Lehrpersonen verbringen nicht wertvol-
le Zeit mit Erklarungen in andern Sprachen, sie kdnnen unterrichten.
Die Schulqualitat sei massiv gestiegen.

Noch ein Wort zu den Finanzen. Das Erlernen der deutschen Sprache
fur auslandische Schiilerinnen und Schiler gehort zur Erziehung und
nicht zu den Aufgaben der Volksschule. Die Bundesverfassung be-
zieht sich auf den Inhalt der VVolksschulfécher, nicht auf die Vorberei-
tung dazu. Oder kdnnen wir in Zukunft auch gratis Nachhilfestunden
in Mathematik und Naturwissenschaften nehmen und uns auf die
Bundesverfassung berufen? Die Probleme in unseren Schulen sind
nicht selten auf die verschiedenen Sprachen zurtickzufuhren.

Haben Sie heute Mut und sagen Sie Ja zu unserer Motion! Sie tun da-
mit nicht nur den belasteten Lehrpersonen einen Gefallen, sondern
auch den betroffenen Schiilerinnen und Schiilern, wie Schweden ein-
dricklich zeigt. Danke.

Corinne Thomet (CVP, Kloten): Wir kdnnen nicht ein Gesetz schaf-
fen, welches explizit vorgibt, fremdsprachige Schilerinnen und Schi-
ler getrennt zu schulen, und vor allem nicht, diese aus dem Klassen-
verband auszuschliessen. Ganz interessant finde ich die Forderung,
dass, wenn der Intensiv-Deutschunterricht langer als ein Jahr dauern
sollte, die Finanzierung den Erziehungsberechtigten obliegt. Gute
Idee, oder? Dann fuhren wir das doch gleich auch fir alle Schilerin-
nen und Schuler ein, welche nach einer gewissen Dauer Fremdspra-
chenunterricht so zum Beispiel Englisch oder Franzdsisch nicht be-
herrschen. Das ware doch eine Moglichkeit, unsere Staatsfinanzen et-
was zu entlasten.

Nein, hier geht der Spass zu weit, liebe SVP. Sie begriinden Ihre Mo-
tion mit «Nicht eintretender Schulerfolg und Chancengleichheit sind
Ursachen fir Motivationslosigkeit, Frustration und Disziplinlosigkeit
und somit letztlich ftr Jugendgewalt». Und mit der Motion wird ge-
fordert, Fremdsprachige aus dem Klassenverband auszuschliessen;
zynischer geht’s wohl wirklich nicht mehr!

Die CVP ist absolut damit einverstanden, dass der Spracherwerb
Deutsch gefordert und geférdert werden muss. Innerhalb der Volks-
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schule, die fur alle unentgeltlich ist und in der fir alle die gleichen
Rechte und Pflichten gelten, kann dies mit dem bestehenden Volks-
schulgesetz jedoch voll und ganz umgesetzt werden. Das Gesetz l&sst
zum Beispiel die Fihrung von kleinklassenéhnlichen Gruppen absolut
zu. Die Schulgemeinden sind gefordert, den Bedarf zu erfassen und
die dafiir bendtigten Ressourcen einzusetzen. Sprachforderung ist kein
Sportprogramm, sondern eine Investition zugunsten aller Schilerinnen
und Schuler.

Ich mOchte auch auf die neuen sonderpédagogischen Massnahmen
und Verordnungen hinweisen, welche das Angebot «Deutsch als
Zweitsprache» klar regeln. Uberlassen wir die Organisation den Ge-
meinden, welche erstens kompetent sind, zweitens kein neues Gesetz
dafiir brauchen und drittens bedurfnisorientiert handeln kdnnen.

Die CVP lehnt die Uberweisung klar ab. Danke, wenn Sie dies auch
tun.

Karin Maeder (SP, Riiti): Immer wieder die alte Leier! Sie wird aber
nicht besser und nicht wahrer, je 6fter Sie sie wiederholen, Theresia
Weber. Mich schaudert es, wenn ich lhnen zuhore, was Sie hier drin
fir ein Menschenbild verbreiten. Ausgrenzung von fremdsprachigen
Kindern! Wir sind ganz lhrer Meinung, dass es wichtig ist, dass die
Kinder frihzeitig die deutsche Sprache erlernen. Ich habe dazu beim
vorhergehenden Geschaft ausfihrlich Stellung genommen. Ich wie-
derhole mich: Dies gilt auch fur Schweizer Kinder. Auch da ist es
wichtig, dass sie sich moglichst frih einen mdglichst guten Wort-
schatz aneignen konnen. Dass Kinder, deren Muttersprache nicht
Deutsch ist, aber erst in die Volksschule eintreten sollen, wenn ihre
Deutschkenntnisse ausreichend sind, lehnen wir ab. Am schnellsten —
und dazu gibt es wirklich genug Erfahrungen — lernen die Kinder die
Sprache im Kontakt mit andern Kindern, beim Spielen, beim Lernen.
Es hat sich gezeigt, dass Kinder, die in einer Regelklasse integriert
sind und mit DaZ-Unterricht zuséatzlich gefordert werden, nachweis-
lich zu einem rascheren Deutscherwerb gelangen als Kinder, die in
vollzeitlich geflihrten Aufnahmeklassen unterrichtet und geschult
werden. Auch Sie lernen eine Fremdsprache am schnellsten im Kon-
takt mit Menschen, die diese Sprache sprechen.

Im friihen Kindesalter ist der Besuch einer Kinderkrippe oder Spiel-
gruppe besonders sprachférderlich. Im Kanton Ziirich wurde das Pro-
jekt «Spielgruppe plus» erprobt, auch das habe ich im vorhergehenden
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Traktandum erwahnt. Die Erfolge lassen sich sehen. In diesen Spiel-
gruppen wird spielerisch besonders die Sprache gefordert. Interessant
ist aber: Immer wenn wir von Krippen und friiher Forderung sprechen,
verwerfen Sie vis-a-vis die Hande und lehnen alles ab, das in diese
Richtung gent.

Die dritte Forderung lhrer Motion, dass die Eltern finanziell fir den
Sprachunterricht aufkommen midissen, falls dieser langer als ein Jahr
dauert, ist mit unserer Bundesverfassung nicht vereinbar. Da heisst es
namlich in Artikel 19, dass die Volksschule unentgeltlich ist. Diese
wichtige Errungenschaft lassen wir von Ihnen nicht vernichten. Hinzu
kommt, dass ein Kind in der Regel die Sprache schneller lernt, je jln-
ger es ist.

Und noch eine Bemerkung, ich staune immer wieder: Sie kiirzen das
Budget, wo Sie konnen, und fordern Steuersenkungen. Und hier, wo
es Ihnen darum geht, Menschen auszugrenzen, fordern Sie weitere
Leistungen vom Staat und von der Verwaltung: Irgendjemand mdisste
solche Testverfahren entwickeln und diese Sprachprifungen durch-
fihren und kontrollieren.

Die SP wird die Motion nicht unterstitzen.

Kurt Leuch (EVP, Oberengstringen): Das heutige neue System ist eine
Folge des neuen Volksschulgesetzes. Es verfolgt anstelle des separati-
ven den integrativen Ansatz. Aus Sicht der Fremdsprachigen ist das
vermutlich nicht so schlecht. Sobald sie ein bisschen Deutsch spre-
chen, werden sie einer Regelklasse zugeteilt und erhalten dazu noch
wenige Stunden Deutsch-Zusatzunterricht. Es ist sicher so, dass die
Schuler in einer Klasse, in der praktisch nur Deutsch gesprochen wird,
schneller Deutsch lernen.

Es lasst sich aber nicht bestreiten, dass diese schnelle Integration so-
wohl die Lehrpersonen wie auch die Klassen zusatzlich belastet. Be-
dingung ware also, dass Klassen, die solche Schiiler integrieren mis-
sen, die entsprechende Unterstiitzung oder Entlastung erhalten. Das ist
in der Praxis nicht immer befriedigend. Das neue System der Integra-
tiven Schulung ist trotz der Zuteilung aller Schuler in die Regelklassen
stark auf die Problembereiche einzelner Schiiler ausgerichtet und be-
rucksichtigt die Bedurfnisse der funktionierenden «normalen» Mehr-
heit der Schuler weniger.

Ob das die richtige Schulpolitik ist, darf bezweifelt werden. Mit der
totalen Integration aller Problemschuler in die Regelklassen werden
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diese oft Uber Massen belastet. Grundséatzlich ist das Ganze auch ab-
héngig von der Anzahl Fremdsprachiger, die in eine Regelklasse lber-
treten. In Dietikon sind die Klassen meist schon stark mit schwachen
Deutschschiilern belastet. Auf dem Land ist ein einzelner Schiler
wohl eher noch aufzufangen.

Die Frage der Finanzierung, Punkt drei der Motion, verstosst gegen
Bundesrecht und ist demzufolge nicht realistisch. Das Thema «Integ-
ration statt Separation» ist sehr umstritten und eine der Kroten, die mit
dem neuen Volksschulgesetz zu schlucken waren. Die Umstellung auf
das Integrationssystem findet im Moment in den Gemeinden statt. Es
wird sich in den néchsten Jahren zeigen, ob die totale Integration das
Ei des Kolumbus war oder ob wir die diversen separativen Einrich-
tungen, die jetzt abgeschafft werden, bald vermissen werden.

Nun, die Motion hat zum Teil Berechtigung und die EVP hat einige
Sympathien fur sie. Sie enthalt allerdings Teile, die nicht realisierbar
sind. Deswegen ware es der EVP lieber gewesen, wenn dieser Vor-
stoss als Postulat daherkdme. Trotzdem wird die EVP den Vorstoss
mehrheitlich unterstitzen.

Susanne Rihs (Grine, Glattfelden): Ich weiss nicht, wie Sie, liebe
SVP und insbesondere Sie, Theresia Weber, Matthias Hauser und
Willy Haderer, sich ihre Fremdsprachenkenntnisse, falls Sie solche
haben, angeeignet haben. Ich kann nur aus meiner Erfahrung spre-
chen, und die sieht so aus, dass ich Fremdsprachen immer am besten
und am schnellsten im jeweiligen Sprachraum gelernt habe, mitten in
der einheimischen Bevolkerung, im téglichen Leben mit ihnen, im
Umgang mit den verschiedensten Bevolkerungsschichten. Ich habe
kirzlich auch Menschen kennengelernt, die nie zur Schule gegangen
sind und trotzdem Fremdsprachenkenntnisse hatten; sie haben sie nur
ubers Gehor gelernt. Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig es ist, dass
fremdsprachige Kinder, sobald sie in unser Land kommen, integriert
werden. Wie Erwachsene lernen Kinder noch mehr tbers Gehor, im
Zusammenhang mit ihren Altersgenossen, beim Spielen, beim Lernen,
beim Aufgabenmachen, auf dem Pausenplatz, beim Sport, im tagli-
chen Leben eben. Dies ist nicht nur fir den Spracherwerb wichtig,
sondern auch fir die soziale Integration.

Fremdsprachige Kinder zu separieren und sie in speziellen Klassen

sprachlich zu foérdern, ist der falsche Weg. Es gibt geniigend Studien,
die dies belegen. Besonders stossend ist, dass Sie in lhrer Motion ei-
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nen Sprachentest verlangen als VVoraussetzung fir den Eintritt in die
Regelklasse. Kinder, die diesen Test nicht bestehen, sollen langer in
der Spezialklasse bleiben und die Eltern sollen dafiir bezahlen. Ich
weiss nicht, ob Sie wissen, dass der Spracherwerb eines fremdspra-
chigen Kindes nicht nur von seinem Fleiss und seiner Begabung fur
Sprachen abhangt, sondern eben auch von seiner Vorbildung und von
seiner Muttersprache. Ein Englisch sprechendes Kind mit einer fiir uns
normalen Vorbildung hat es doch viel einfacher, Deutsch zu lernen,
als ein turkisches, das vielleicht kaum zur Schule gegangen ist, zum
Teil noch unsere Schrift zu unserer sehr schwierigen Sprache lernen
muss. Diese unterschiedlichen Voraussetzungen mussten Sie ja dann
auch berticksichtigen.

Mit Ihrer Massnahme strafen Sie einmal mehr diejenigen Kinder und
deren Eltern, die es in der Schule ohnehin nicht so einfach haben und
in unserer Gesellschaft am wenigsten willkommen sind. Und sie tun ja
auch alles, damit das so bleibt.

Wir Grine lehnen diese Haltung ab. Wir unterstiitzen das jetzige Sys-
tem der Sprachférderung fir fremdsprachige Kinder. Gute Deutsch-
kenntnisse sind der Schlissel zu erfolgreichem Lernen in der Schule,
und die erreichen die fremdsprachigen Kinder, indem man sie nicht
ausgrenzt, sondern sie so frih als méglich integriert und sie dann zu-
satzlich in den DaZ-Stunden unterstiitzt. Die Kosten dieser Stunden
den Eltern zu Ubertragen, ist verfassungswidrig. Die Schule ist fur alle
Kinder unentgeltlich, das gilt auch fiir die fremdsprachigen, fur dieje-
nigen aus muslimischen L&ndern, einfach fur alle, und das ist gut so
und das muss so bleiben.

Wir lehnen diese Motion entschieden ab.

Marlies Zaugg (FDP, Richterswil): Im Bericht zur Motion legt der
Regierungsrat klar dar, wie viel und was alles schon getan wird, damit
Kinder, fir die Deutsch die Zweitsprache ist, sich leicht in unseren
Volksschulklassen integrieren und dem Schulunterricht folgen kon-
nen. Nicht alle Kinder haben dieselben VVoraussetzungen, eine Sprache
zu lernen. Soziales Umfeld und Begabung spielen eine grosse Rolle.
So ist es auch nicht selbstverstandlich, dass Schweizer Kinder sprach-
lich alle dem gleichen Level entsprechen oder gar genligen in der
deutschen Sprache, die auch in der Regelklasse sitzen.

Kinder und Eltern mit finanziellem Engagement zu strafen, wenn die
deutsche Sprache innerhalb eines Jahres noch nicht einem einheitli-
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chen Testverfahren standhalten kann, lehnt die FDP vehement ab. Zu-
dem ist diese Forderung rechtswidrig. Sie wirde auch administrative
Abldufe und dadurch neue Kosten auslosen. Schiilerinnen und Schiler
in Kleinklassen zu separieren, lauft der integrativen Schulungsform
diametral entgegen, «Integration statt Separation» ist hier das Thema.
Sprache wird, wie schon oft gesagt wurde, am schnellsten erlernt,
wenn sie moglich oft gehort und gesprochen wird. Darum ist es falsch,
Kinder in Kleinklassen abzusondern und sie von Deutsch sprechenden
Kindern fernzuhalten.

Die FDP wird deshalb die Motion nicht Uberweisen.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Die Grunliberalen protestieren gegen
die Bedingungen, die die SVP den fremdsprachigen Schiilerinnen und
Schilern fir den Eintritt in eine Regelklasse stellen will. Die geforder-
ten Massnahmen — Eintrittstest, Ausschluss aus der Regelklasse und
Ubertragung der Kosten — verstossen gegen das Unentgeltlichkeits-
prinzip der Volksschule. Indem die SVP Kinder wegen ihrer Fremd-
sprachigkeit ausgrenzen will, geht sie definitiv zu weit. Nach ihren
vier «Law-and-Order-Bildungsmotionen»  288/2007, 289/2007,
290/2007 und 291/2007, die der Kantonsrat in den vergangenen Wo-
chen gestoppt hat, ist es nun an der Zeit, der SVP einen grossen Spie-
gel vorzuhalten. Das kann wohl keiner besser als Pestalozzi, der zum
Thema «Recht und Unrecht» geschrieben hat, Zitat: «In den Abgrin-
den des Unrechts findest du immer die grosste Sorgfalt fiir den Schein
des Rechts.»

Matthias Hauser (SVP, Hintwangen): Sprache ist der Schlussel fir
Schulerfolg und auch fiir Chancengleichheit. Aber genau dann gilt
dies nicht, wenn von Anfang an in einer Gruppe ein massiver Konkur-
renznachteil gegeniber deutschsprachigen Kindern da ist, wenn die
Chance nicht da ist, gute Leistungen, der Intelligenz des Kindes ange-
passte Leistungen zu zeigen, nur weil die Sprachkenntnisse ungenu-
gend sind. Und wer Auslanderinnen und Auslénder in einer Klasse
gehabt hat, auch in einer Aufnahmeklasse, der weiss, dass es tatsach-
lich so ist. Sie kdnnen lange in der Praxis als Pddagoge mangelnde
Sprachkenntnisse in Schulleistungen, zum Beispiel in der Mathe, mit-
beriicksichtigen und trotz Nichtverstehen der Satzliaufgabe eine geni-
gende Leistung schreiben oder die Note weglassen, von der Note be-
freien, die Note nicht zdhlen, das Kind merkt selber, dass es nichts
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versteht. Sie konnen dieses Gefiihl lange wegreden, der Misserfolg ist
pragend, und zwar nicht das, was Sie sagen, sondern das, was das
Kind spiirt. Uberschitzen Sie dann die Rolle der Lehrperson nicht,
wenn sie ein Kind durch eine solch ungunstige Situation trésten soll,
da kann man keine Wunder bewirken. Damit es nicht zu solchen Situ-
ationen kommt, ist ein intensives Deutschlernen vor der Regelklasse
immens wichtig fur das Kind. Wenn Sie das nicht wollen, Karin Mae-
der, Corinne Thomet, dann diskriminieren Sie Auslander durch vor-
programmierten Misserfolg. Karin Maeder, es hat sich gezeigt, dass
bisher der Deutscherwerb Gberhaupt nicht funktioniert hat. Die Resul-
tate im DaZ sind ungentigend. Das geht viel zu langsam. Da konnen
nur sprachlich sehr begabte Kinder nachher mithalten in den Regel-
klassen. Und die Aufnahmeklassen, die haben auch nicht funktioniert,
das gebe ich zu. Und zwar weshalb? Weil in Aufnahmeklassen gar
nicht intensiv Deutsch gelernt wurde. In Aufnahmeklassen hat man
Deutsch, man hat Mathematik, man hat Turnen, man hat Hauswirt-
schaft, man hat noch Handarbeit, alles im gleichen Jahr. Und diese
Féacher sind nicht etwa auf das Deutsch fokussiert, sondern sie sind auf
die Fachinhalte fokussiert.

Was wir fordern: einen intensiven Deutschunterricht. Das gab es im
Kanton Zurich noch gar nie. Und es ist moglich, wenn man sich auf
das Deutsch konzentriert, in einem Jahr wirklich auch Deutsch zu ler-
nen. Fir den Erfolg ist die Unterstitzung durch die Eltern mitent-
scheidend. Deshalb ist es ganz wichtig, dass die Finanzierung nach
einem Jahr aufhort. Denn da werden die Eltern zu Hause sagen, dass
das Kind jetzt vorwartsmache. Sie werden es unterstiitzen bei den
Hausaufgaben, denn nach einem Jahr miissen die Eltern bezahlen. Es
ist in einem Jahr méglich, eine Sprache gut zu lernen, wenn man sonst
nichts tut, und zwar nicht nur fir die Hochbegabten, sondern auch fir
die Mittelméssigen und sogar fiir die Schwachbegabten. Und dann
konnen die Kinder in eine Regelklasse und haben dort Chancen wie
alle anderen Kinder auch. Das ist unser Ziel und das sollten Sie unter-
stutzen.

Stefan Dollenmeier (EDU, Riiti): Das System mit dem Besuch in den
E-Klassen und baldiger Integration in die Regelklassen hat sich tber
Jahre gut bewdhrt. Allerdings fehlen an vielen Orten hdufig jetzt die
E-Klassen und dann wird es schwierig. Darum finden wir es wichtig,
dass diese nicht abgeschafft beziehungsweise wieder eingefiihrt wer-
den. Wo E-Klassen aber noch geftuihrt werden, besuchen die Kinder je
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nach Bedarf einige Monate bis zu zwei Jahre diese Klassen; E fir
Deutsch, Mathe und vielleicht noch andere Fécher, den Rest aber in
der Regelklasse. Dort, mit deutschsprachigen Kindern zusammen, ler-
nen sie viel besser und wie nebenbei unsere Sprache. E-Klassen zu
einem Getto fur Auslander zu machen, ware weder menschlich noch
sinnvoll. Dass nicht alle Kinder gleich schnell Deutsch lernen, ist eine
Tatsache. Ich habe schon zwei blitzgescheite russische Madchen er-
lebt, die das sehr schnell lernten, und andere Kinder, die nur sehr har-
zig lernten und kaum Erfolge zu verzeichnen hatten. Diese kann man
ja nicht fiir ihre mangelnde Intelligenz oder Sprachbegabung bestrafen
— oder ihre Eltern, indem sie fiir die Kosten der Deutschausbildung
zur Kasse gebeten werden. Diese Forderung ist sowieso verfassungs-
widrig.

Aus diesen Griinden unterstiitzen wir diese Motion nicht, obwohl auf
diesem Gebiet sicher Handlungsbedarf besteht.

Willy Haderer (SVP, Unterengstringen): Es ist schon erstaunlich, wie
in einer solchen Frage der Kompetenzerwerbung der Sprache fur die
vernunftige Einschulung zum Teil mit den Worten «Integration» und
«Ausgrenzung» umgegangen wird. Integrieren konnen Sie nie besser
als dann, wenn Sie diese Voraussetzungen in der sprachlichen Tétig-
keit erwerben und nachher in der Schule dafiir sorgen, dass ein Kind
vernunftig dem Unterricht nachfolgen kann. Ausgrenzen tun Sie ge-
nau diejenigen, die Sie ohne sprachliche Kompetenz in die Schule
aufnehmen, dort Gber Jahre hinweg, meistens sogar Uber die ganze
Zeit der Volksschule mitschwimmen lassen, ohne dass sie verstehen.
Und dann leidet nicht nur die Kompetenz der Sprache, sondern dann
leiden eben auch alle tibrigen Kompetenzen im Rechnen und so wei-
ter. In allen Fachern haben sie keine Mdglichkeit, verniinftig nachzu-
kommen. Dem sage ich nicht «Integration», dem sage ich «dazu ver-
urteilen, dass sie nach dem Schulabgang chancenlos im Erwerbsleben
flr die Erwerbung einer verniinftigen Lehrstelle dastehen. Und dem
sprechen Sie zu, wenn Sie dieser Motion eine Absage erteilen.

Es geht nun wirklich darum, dass man das bei Kindern im friihen Al-
ter, in dem sie noch sehr schnell und gut eine Sprache erlernen kon-
nen, intensiv macht, hier die Voraussetzungen zu schaffen, dass es
sechs, acht, neun Jahre spater eine Chance hat, auch ins Erwerbsleben
einzutreten. Das verhindern Sie, wenn Sie diese Motion nicht unter-
stutzen.



10414

Regierungsprasidentin Regine Aeppli: Die Argumente in der schriftli-
chen Antwort der Regierung mochte ich an dieser Stelle nicht wieder-
holen, sie gelten nach wie vor. Hingegen mdochte ich gern etwas zu
dem von Theresia Weber breit zitierten Vorbild «Schweden» etwas
sagen.

Es bestent tatsachlich ein entscheidender Unterschied zwischen unse-
rem Schulsystem und dem schwedischen Schulsystem. In Schweden
gibt es ein flachendeckendes Vorschulangebot von der Geburt bis zum
Schuleintritt. Diese Zeit bietet sehr viele Moglichkeiten zur Integrati-
on von bildungsfernen Kindern, von Kindern mit einer anderen Mut-
tersprache, sodass diese dann im Zeitpunkt des Schuleintritts in der
Regel Uber die entsprechenden Sprachkenntnisse verfiigen und ohne
Weiteres ins Regelklassensystem integriert werden konnen. Das muss
einfach in diesem Zusammenhang auch berticksichtigt werden. Wir
haben keine entsprechende Institution vorzuweisen. Aber ich freue
mich natdrlich, wenn die SVP in Zukunft auch auf die nachgewiese-
nermassen sprachfordernde Vorschulbildung setzt und sich vielleicht
in Zukunft auch nicht mehr mit dem gleichen Impetus sogar gegen
einen zweijahrigen Kindergarten wehrt.

Der Regierungsrat bittet Sie, diese Motion nicht zu Gberweisen. Dan-
ke.

Theresia Weber (SVP, Uetikon a. S.) spricht zum zweiten Mal: Es tut
mir leid, Frau Regierungsratin (Regierungsprasidentin Regine Aeppli),
ich weiss, dass das so ist. Aber bei dieser Motion geht es nicht vorder-
grindig um die vorschulpflichtigen Kinder, sondern vor allem auch
um jene, die erst im Laufe des Schulalters bei uns eintreten und in die
Schweiz kommen. Dass Sie von den bekannten Parteien, die das De-
saster in der Schule zu verantworten haben, heute nicht anders ab-
stimmen konnen, leuchtet mir ein. Es ware einfach schon, wenn man
aus gemachten Fehlern auch einmal lernen konnte. Danke.

Abstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 104 : 63 Stimmen (bei 0 Enthal-
tungen), die Motion nicht zu tGberweisen.

Das Geschéft ist erledigt.
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8. WLAN-Technologie in Primarschulhdusern

Postulat von Susanne Rihs (Grine, Glattfelden), Lilith Claudia Hub-
scher (Griine, Winterthur) und Urs Hans (Griline, Turbenthal) vom 1.
Oktober 2007

KR-Nr. 297/2007, RRB-Nr. 91/23. Januar 2008 (Stellungnahme)

Das Postulat hat folgenden Wortlaut:

Der Regierungsrat wird gebeten, ein Moratorium fiir die drahtlose
Vernetzung von Computern (WLAN) in allen Primarschulhdusern des
Kantons Zirich zu beschliessen.

Begrundung:

Die letzte Erhebung zum «Stand der Informatikintegration an der
Volksschule des Kantons Zirich» vom November 2006 hat gezeigt,
dass in der Primarschule 80% und in der Sekundarschule 96% eine
kabelgestutzte Vernetzung der Computer haben. Ein Arbeiten mit dem
Computer ist also mit dieser Technik in den meisten Schulen des Kan-
tons Zlrich garantiert. Trotzdem werden immer mehr Schulen als Er-
génzung auch noch mit einer drahtlosen Vernetzung ausgestattet. 37%
der Primarschulen und 44% der Sekundarschulen verfigen bereits
uber ein solches Netzwerk (Antwort des Regierungsrates auf die An-
frage KR-Nr. 198/2007).

Die Strahlenbelastung fir die Kinder und die Lehrpersonen scheint
kein Thema zu sein, obwohl Messungen gezeigt haben, dass in eng
bestuhlten Klassenzimmern, wo mehrere Laptops gleichzeitig grosse
Datenmengen senden, die Strahlung stark ansteigt. Dies konnte vor
allem fir Kkleinere Kinder problematisch sein, weil ihr junger Orga-
nismus auf Strahleneinwirkungen besonders empfindlich reagiert und
die im Computer eingebaute WLAN-Karte (Air Port), die mit der
Stérke eines Handys strahlt, in unmittelbarer Nahe der Kopfe der Kin-
der liegt. Auch wenn nach vorliegenden Studien und Messungen keine
Verletzung von Grenzwerten festgestellt wurde, kbnnen mangels lang-
fristiger Studien gesundheitliche Schaden nicht ausgeschlossen wer-
den. Es ist Aufgabe der Behdrden, im Sinne des vorsorgenden Ge-
sundheitsschutzes Kinder im Primarschulalter vor moglicherweise
schadigenden Strahlen in den Schulzimmern zu schiitzen. Ihnen kann
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noch nicht zugemutet werden, dass sie mit der Technik der drahtlosen
Vernetzung von Computern eigenverantwortlich umgehen kénnen.

Vor wenigen Tagen hat die europédische Umweltbehorde EEA mit Be-
zug auf eine neue Uberblicksstudie einer internationalen Forschungs-
gruppe dazu aufgerufen, das Vorsorgeprinzip beim Elektrosmog stér-
ker zu gewichten. «Die aktuelle Forschung und die Analysen der
Langzeiteffekte der Strahlung von mobiler Telekommunikation zei-
gen, dass es umsichtig von den Gesundheitsbehdrden ware, Massnah-
men zu treffen um vor allem empfindliche Gruppen wie Kinder weni-
ger stark dieser Strahlung auszusetzen», erkléarte J. M., Executive Di-
rektor der EEA (http://www.pressetext.de/news/070917004/eu-
agentur-vergleicht-wlan-strahlung-mit-asbest/).

Der Regierungsrat nimmt auf Antrag der Bildungsdirektion wie folgt
Stellung:

Im Rahmen der Beantwortung der Anfrage KR-Nr. 198/2007 betref-
fend WLAN-Technologie in Schulen vom 29. August 2007 hat der
Regierungsrat ausfuhrlich zu WLAN-Netzen in Schulhdusern Stellung
genommen.

In diesem Zusammenhang hat der Regierungsrat ausgefthrt, dass eine
kabelgestutzte Vernetzung einer drahtlosen in jedem Fall vorzuziehen
ist, wenn diese mit einem vertretbaren Aufwand madglich ist. Ausge-
hend von den unterschiedlichen Ortlichen Gegebenheiten sind Ent-
scheide fur oder gegen drahtlose Netzwerke sorgfaltig abzuwéagen.
Gemadss den wissenschaftlichen Studien ist unbestritten, dass die
Strahlenbelastung durch die heutigen Netzwerke verhaltnismassig
klein ist und weit unterhalb der geltenden Grenzwerte liegt. Nach dem
heutigen Wissensstand und bei Beachtung der kantonalen Empfehlun-
gen kann eine allgemeine gesundheitliche Gefédhrdung ausgeschlossen
werden. Entsprechend besteht kein allgemeiner Regelungsbedarf.

Seit der Beantwortung der Anfrage KR-Nr. 198/2007 haben sich keine
wesentlich neuen Erkenntnisse ergeben. Aus diesen Grinden ware ein
Moratorium fiir die drahtlose Vernetzung von Computern (WLAN) in
den Primarschulhdusern unverhéltnismassig und nicht gerechtfertigt.
Die weitere Entwicklung und Verbreitung dieser Technologien sowie
die laufende Forschung in Bezug auf die Gesundheitsrisiken werden
von den zustandigen Behdrden jedoch aufmerksam verfolgt.

Aus diesen Griinden beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat, das
Postulat KR-Nr. 297/2007 nicht zu Gberweisen.
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Susanne Rihs (Grune, Glattfelden): Ich will nicht behaupten, Compu-
ter hétten in Klassenzimmern nichts zu suchen, obwohl mir eine sol-
che Schule ohne Computer sehr gefallen wiirde. Ich bin berzeugt,
dass eine Schule ohne Computer nicht weniger gescheite, kreative,
leistungsfahige oder frohliche Kinder hervorbringen wiirde. Vielleicht
waéren sie einfach noch nicht imstande, den Computer zu bedienen. Sie
wissten nicht, was Chatten ist und wie man sich Wissen aus dem In-
ternet hervorholt. Dafiir wissten sie vieles andere. Sie hatten Erfah-
rung, wie man sich in Bibliotheken und in Blchern Infos holt und
Wissen aneignet. Sie héatten vielleicht mehr gelesen oder sich in der
Natur bewegt. Auf alle Falle ist sicher, dass es den Computer fir die
korperliche, seelische und geistige Entwicklung des Kindes nicht
braucht. Auch kann ein Computer niemals einen guten Lehrer erset-
zen, hingegen kommt ein guter Lehrer ohne Computer sehr wohl zu-
recht. Trotzdem, ich will den Computer nicht verteufeln. Er gehort zu
unserem modernen Leben und erleichtert uns die Arbeit. Der Compu-
ter bringt einiges, aber er nimmt uns ganz sicher auch vieles weg. Und
wenn wir ihn nicht verniinftig einsetzen, kdnnte er unsere Gesundheit
beintrachtigen, vor allem diejenige unserer kleinen Kinder.

Es ist eine Tatsache, dass fast alle Primar- und Sekundarschulhduser
im Kanton Zirich eine kabelgestitzte Vernetzung der Computer ha-
ben. Ein Arbeiten mit dem Computer ist also mit dieser Technik ga-
rantiert. Trotzdem wollen wir immer mehr. Es werden immer mehr
Schulen als Erganzung auch noch mit einer drahtlosen Vernetzung
ausgestattet. Bereits im Jahr 2006 verfiigten 37 Prozent der Primar-
schulen und 44 Prozent der Sekundarschulen Uber eine drahtlose Ver-
netzung. Die Strahlenbelastung fir die Kinder und die Lehrpersonen
scheint kein Thema zu sein, obwohl Messungen gezeigt haben, dass in
eng bestuhlten Klassenzimmern, wo mehrere Laptops gleichzeitig
grosse Datenmengen senden, die Strahlung stark ansteigt. Das mag fur
uns Erwachsene vielleicht keine Rolle spielen, obwohl mich die vielen
Laptops hier im Ratssaal auch stéren. Und ich verstehe nicht, warum
gerade die linke Seite so an diesen Laptops hangt; das méchte ich ein-
fach einmal gesagt haben. Also, fur uns Erwachsene mag das viel-
leicht keine Rolle spielen, aber fir kleine Kinder im Primarschulalter
ist es problematisch, weil ihr junger Organismus auf Strahleneinwir-
kungen besonders empfindlich reagiert und die im Computer einge-
baute WLAN-Karte, die mit der Starke eines Handys strahlt, in unmit-
telbarer Hohe der Kinder liegt.
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Auch wenn nach vorliegenden Studien und Messungen keine Verlet-
zung von Grenzwerten festgestellt wird, konnen gesundheitliche
Schaden nicht ausgeschlossen werden. Die Strahlung der zurzeit ver-
breiteten drahtlosen Netzwerke sei verhaltnismassig schwach, sodass
die Gesundheitsrisiken auch fur Kinder als klein eingestuft werden
konnen. Das sagt der Regierungsrat in seiner Antwort auf meine An-
frage (198/2007). Der Regierungsrat nimmt also ein kleines Gesund-
heitsrisiko fiir kleine Kinder in Kauf. Das finde ich fahrlassig und un-
verantwortbar, umso mehr, als die Qualitdt des Schulunterrichts ja
nicht von dieser Technik abhdngt. Man kann sie also auch draussen
lassen. Es ist notig, dass wir diese Technik in den Schulzimmern ha-
ben. Was mich auch befremdet, ist, dass der Regierungsrat systemati-
sche Messungen bezuglich Strahlenbelastung nicht fur nétig halt. So-
lange keine Langzeitstudien vorliegen, dirfen wir aus meiner Sicht
unsere kleinen Kinder den Strahlen der WLAN-Technologie nicht
aussetzen, wir mussen sie davor schitzen. Es ist nicht notig, dass Kin-
der ihren Laptop Uberallhin nehmen konnen. Uberlassen wir diese
Maglichkeit den Erwachsenen! Uberlassen wir das ihnen oder den
Oberstufenschiilern meinetwegen und lassen unsere Kinder mit dem
Ball statt mit dem Computer auf den Pausenplatz gehen und spielen!
Das ist viel gestinder und fordert ihre geistige und korperliche Ent-
wicklung viel, viel mehr.

Ich bitte Sie, dieses Postulat — es ist jetzt ein Postulat — zu unterstuit-
zen.

Claudio Schmid (SVP, Bilach): Dieses technologiefeindliche Vorha-
ben unterstitzen wir selbstverstandlich nicht. Und ich muss Ihnen sa-
gen, ich finde diesen Vorstoss so absurd, wie wenn ich Netzwerkka-
bel, Internetkabel verbieten méchte — mit der Begriindung, dass diese
aus Erdol hergestellt werden. Aber jetzt Spass beiseite, wenn Sie, Su-
sanne Rihs, das in Glattfelden verbieten méchten, machen Sie das in
Ihrer Gemeinde. Aber das ist eine klare Gemeindeangelegenheit, hier
hat sich der Kanton nicht einzumischen. Und wenn Sie die Statistik
sehen, wie flachendeckend dass dies eingefiihrt ist im Kanton Zirich,
dann untersttitzen wir das ohnehin nicht. Danke.

Lorenz Schmid (CVP, Mannedorf): Eng bestuhlt sitzen wir auch hier
und spielen nicht Ball draussen; das Resultat ware vielleicht &hnlich.
Dieser Vorstoss lasst erahnen, was in Zukunft auf uns zukommen
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wird. Wir haben dasselbe schon beim Rauchverbot — beim absoluten
Rauchverbot — gesehen, es ist auch hier natirlich mit einer fremdbe-
einflussten Schadigung meines Korpers zu rechnen, also wird es ver-
mutlich auch diesmal zu einem nationalen Vorstoss fuhren, dass wir
hier die Fremdeinwirkung von anderem auf meinen Korper als Grund
sehen, dies zu verbieten.

WLAN-Technologie ist «Wireless Local Area Network», damit wir
das alle auch einmal gehoért haben. Ich mochte nicht wegdiskutieren,
dass hier weiterhin nach wie vor Forschung gemacht werden muss
uber die Schadlichkeit dieser Technologie. Zum Gedanken mdchte ich
jetzt doch noch sagen: Wir haben «Bad News» betreffend Handy-
Strahlung, denn Handy-Strahlung erhéhen das Hirntumor-Risiko vor-
wiegend bei Jugendlichen. Das wurde uns auch letzthin von der World
Health Organization bestétigt. Ich ganz personlich bin betroffen von
einem Nachbarkind, das vor sechs Monaten aufgrund auftretender
Kopfschmerzen die Diagnose Hirntumor erhielt, momentan auf guter
Genesung und alles wieder in Ordnung ist. Jedoch bleibt der fade
Nachgeschmack. Es hatte den Hirntumor nicht auf der rechten Seite,
wo das Handy getragen wird, sondern im Mittelhirn. Jedoch auch hier
bleibt der Nachgeschmack, dass vielleicht trotzdem Handy-
Strahlungen den Hirntumor ausgeldst haben.

Dieser Umstand verpflichtet mich, mich kurz auch technisch mit die-
ser «Wireless Local Area Network»-Technologie auseinanderzuset-
zen. Es sind die elektromagnetischen Wellen, die durch den Korper
absorbiert werden. Steigt die absorbierte Energiemenge, so steigt die
Temperatur dieses entsprechenden Korperteils, des Korperteils, wel-
cher der elektromagnetischen Welle ausgesetzt ist. Der Schadenein-
fluss auf den Korper steigt. Vergleichen wir nun die Wellenldngen
von Handys mit den Wellenldangen von WLAN, so situiert sich die
Wellenlédnge von Handys ungeféahr bei 800 bis 1500 Megahertz, dieje-
nige von WLAN bei 2400 bis 5000 Megahertz. Und ftr den menschli-
chen Korper gilt ab der Wellenlange 80 Megahertz: je hoher die Fre-
quenz, desto kleiner die absorbierte Menge. Folglich und unter Be-
ricksichtigung der Wellenldnge liegt die absorbierte Energiemenge
bei WLAN-Technologie deutlich tiefer als beim Handy. Hier ein kur-
zes Zitat von der Universitdt Konstanz: «Die abgestrahlte Leistung
von Handys ist also circa 60mal starker als die von WLAN-
Komponenten.» Durch die gleichzeitig grossere Distanz zum Korper,
speziell zum Kopf, Handy und WLAN, ist die Strahlenbelastung ent-
sprechend niedriger. Der Laptop als Empfanger der WLAN-
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elektromagnetischen Strahlen auf dem Tisch ist schon von daher weit
weniger gefahrlich als das Handy direkt am Kopf, geschweige denn
die WLAN-Basisstationen, die noch viel weiter entfernt sind.

Darauf resultiert — und hier stehen wir hinter den Empfehlungen des
AWEL (Amt fur Abfall, Wasser, Energie und Luft) —, dass Befiirch-
tungen hinsichtlich einer moglichen Strahlenbelastung nach heutigen
Kenntnissen unbegriindet sind. Es wird in dieser Postulatsantwort
nach wie vor darauf hingewiesen, dass natlrlich risikobewusstes Ver-
halten im Schulzimmer notwendig ist.

Lassen Sie mich noch kurz darauf hinweisen: Wir haben es hier mit
technischen Normen und Grenzwerten zu tun. Es sind keine politi-
schen Fragen, sondern es sind technische Fragen. Und ich finde, als
entwickeltes Staatswesen sind wir gut beraten, technische Fragen
nicht politisch zu beantworten, sondern wirklich der Technik und der
WHO, der World Health Organization, die Beantwortung solcher Fra-
gestellungen zu Uberlassen. (Die Redezeit ist abgelaufen.)

Karin Maeder (SP, Riti): Ich werde mich etwas einfacher ausdriicken
als Lorenz Schmid, komme aber zum gleichen Schluss. Die Forderung
eines Moratoriums fir die drahtlose Vernetzung von Computern in
allen Schulh&usern des Kantons Zirich ist unsinnig. Es ist jedoch rich-
tig und wichtig, dass sich die Schulen gut informieren und mdglichst
darauf achten, dass die Strahlungen in Schulzimmern moglichst gering
sind, zum Beispiel die Sender ausschalten bei Nichtgebrauch waére ei-
ne Massnahme. Es soll niemand unnétig Strahlen ausgesetzt werden.

Ein paar Fakten mochte ich aber doch noch erwéhnen: Die Strahlen-
leistung nimmt im Quadrat zur Entfernung ab. Das heisst, bei einer
Verdoppelung der Entfernung ist die Strahlung nur noch ein Viertel so
stark. Vergleicht man die Strahlenleistung von WLAN mit der eines
Handys, so stellt man fest, dass ein Handy bis zu zehnmal stérker
strahlt. Und dieses halt man erst noch direkt ans Ohr, was bei einem
Laptop, mit dem die Kinder arbeiten, nicht die Regel ist. Das AWEL
hat Messungen in Bezug auf die Strahlungen von Laptops durchge-
fahrt und festgestellt, dass sogar bei einer Entfernung von 20 Zentime-
tern der Strahlenbelastung keine Grenzwerte erreicht werden. Bei ei-
nem Laptop geht man von einer Distanz von 60 bis 80 Zentimetern
aus. Rein organisatorisch und auch finanziell macht es durchaus Sinn,
dass die Schulen mit Laptop-Pools arbeiten. So kdnnen sie die Gerate
sinnvoll nutzen und die Anschaffung bleibt im Rahmen.
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Die SP wird dieses Postulat nicht Uberweisen.

Sabine Wettstein (FDP, Uster): Die WLAN-Technologie in Schulhdu-
sern war schon Gegenstand der Anfrage vom Sommer 2007
(198/2007). Der Regierungsrat hat die darin gestellten Fragen umfas-
send beantwortet. Unter anderem wird darin auf einen Bericht des
Bundesrates verwiesen, welcher mitunter das Strahlungs-Potenzial
und die Gesundheitsrisiken von drahtlosen Netzwerken untersucht. Im
Bericht wird festgestellt, dass kein Regelungsbedarf bestehe. Auch
Messungen, welche das AWEL durchgefihrt hatte, ergaben eine sehr
tiefe Belastung. Das AWEL kommt zum Schluss, dass Beflrchtungen
hinsichtlich einer mdglichen Strahlen-Belastung nach heutiger Kennt-
nis unbegriindet sind. Um trotzdem bestehenden Bedenken Rechnung
zu tragen, bestehen fiir die Schulgemeinden im Umgang mit der
WLAN-Technologie kantonale Empfehlungen. WLAN wird zudem
nur dort eingesetzt, wo eine kabelgestltzte Vernetzung mit vertretba-
rem Aufwand nicht méglich ist. Mit diesen Empfehlungen und dem
grundséatzlichen Vorzug der kabelgestiitzten Vernetzung wird die Be-
lastung der Schulerinnen und Schiler durch Strahlung so gering wie
maoglich gehalten.

Nur weil nicht alle der weltweit circa 1000 Studien, welche einen Zu-
sammenhang zwischen elektromagnetischen Feldern und einer ge-
sundheitlichen Beeintrdchtigung untersuchen, vollstandige Entwar-
nung geben, rechtfertigt es sich nicht, in allen Primarschulhdusern
vollstandig auf die WLAN-Technologie zu verzichten. Dies umso
mehr, als die thermische Belastung des menschlichen Korpers deutlich
geringer ist als beispielsweise diejenige bei der Benutzung eines Mo-
biltelefons und damit in einem Bereich liegt, dem wir beinahe laufend
ausgesetzt sind.

Die FDP lehnt die Uberweisung dieses Postulates ab.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Die Grinliberalen lehnen dieses Pos-
tulat ab, weil es die Autonomie der Gemeinden und die Autonomie
der Geleiteten Schulen nicht respektiert. Die Teilautonomie der Schu-
len und die Verantwortung der Schulpflegen sollen nicht durch tech-
nikfeindliche Moratorien eingeschrankt werden. Ich personlich aber
enthalte mich der Stimme, weil ich mich den Postulantinnen und dem
Postulanten anschliessen mochte. Ihr Verdacht ist geméass der ange-
fiihrten Uberblicksstudie der Europaischen Umweltbehdrde noch nicht
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widerlegt, dass es fur Kinder zwischen sechs und zwolf gesundheits-
schadigend sein kann, wenn die Strahlung stark ansteigt, wenn mehre-
re Laptops gleichzeitig drahtlos grosse Datenmengen senden oder
wenn die Kinder ihren Kopf sehr nahe an den Laptop mit der WLAN-
Karte halten, was Kinder halt machen. Ich unterstiitze die Lehrerinnen
und Lehrer, die alles tun, um zuséatzliche Reize zu vermeiden, die hy-
peraktive Kinder moglicherweise noch hyperaktiver machen. Und ich
unterstiitze auch die Eltern von hyperaktiven Kindern, die froh sind,
wenn die Kinder in der Schule keinen solchen Reizen ausgesetzt wer-
den.

Stefan Dollenmeier (EDU, Ruti): Ich bin nicht ganz der Meinung der
Regierung, dass solche Strahlung vollig ungeféhrlich sei. Zu viele
Personen leiden darunter, als dass man es vernachléssigen konnte. Ei-
ne meiner Schiilerinnen klagt gelegentlich tiber Kopfschmerzen, wenn
das WLAN-Gerét lange eingeschaltet ist. Nattrlich stecke ich das Ge-
rat nur ein, wenn wir mit den Laptops arbeiten. Darum ist es ja gut,
dass der Regierungsrat die kabelgestiitzte Vernetzung bevorzugt und
dies auch kommuniziert. Dort, wo sowieso renoviert werden soll, wird
die Verkabelung vorgenommen. Dort, wo die WLAN-Technologie
angewendet wird, soll gut kontrolliert werden, damit mégliche Belas-
tungen friih genug erkannt werden.

Wir werden das Postulat nicht unterstiitzen.

Lilith Claudia Hubscher (Grine, Winterthur): Computer haben zu
Recht ihren festen Platz in Schule und Bildung, unter anderem auch
darum, weil es Chancengleichheit schafft. Und ich bin die Erste, die
moderne Technologien begrisst, wenn sie nétig sind, wenn sie situati-
onsgerecht sind und wenn die Risiken abgeklart sind.

Es ist wichtig, dass wir wissen, worlber wir reden. Was ist das Spe-
zielle, Problematische an der WLAN-Strahlung? Die WLAN-
Strahlungs-Belastung ist nicht ohne Weiteres mit der Mobilfunk-
Strahlung vergleichbar. Sie ist zwar verhaltnisméssig klein, aber sie ist
anders. Das Spezielle an der WLAN-Strahlung ist, dass sie eine ge-
pulste Strahlung ist. Sie missen sich das so vorstellen: Sie besteht aus
Einzelimpulsen, die in starrem Takt aufeinanderfolgen. Ich hatte die
Gelegenheit, eine Aufzeichnung dieser Impulse zu horen. Wir héren
diese Impulse ja nicht, aber sie pulsieren doch — durch und durch. Und
es ist gut, dass wir sie nicht horen. Es plagt das Trommelfell, es
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«chrooset» richtiggehend, wenn Sie diese Aufzeichnungen horen. Und
Handy-Signale sind im Vergleich dazu wie die Kleine Nachtmusik
von Mozart.

Eine weitere Besonderheit der WLAN-Strahlung liegt bei den soge-
nannten Access-Points, den Routers. Diese haben eine Pulsfrequenz
von 10 Hertz, also zehn Impulse pro Sekunde, was exakt im Bereich
der Alpha-Gehirnwellen-Frequenz von 8 bis 12 Hertz liegt. Was das
fir einen Einfluss auf unsere «Oberstiibli» hat, kdnnen Studien bislang
nicht so genau sagen. Fachleute raten jedenfalls, sich 10 bis 20 Meter
ausserhalb der Reichweite aufzuhalten.

Halten wir uns daher umso mehr an Fakten, an konkrete Beispiele. In
Paris wurden in 6ffentlichen Bibliotheken WLAN-Netze eingeschal-
tet. In der Folge beklagten sich 40 von 100 Mitarbeitenden tber Kopf-
schmerzen, Mudigkeit und andere gesundheitliche Probleme. Das
WLAN-Netz wurde daraufhin wieder abgeschaltet.

Es gibt drei sehr gute Griinde, das Postulat zu Uberweisen. Der erste
Grund: Die Gesundheit geht vor, besonders bei Kindern. Der zweite:
Drahtlose WLAN-Netze sind storungsanfélliger als Kabelnetzwerke.
Und der dritte, gerade mit Blick auf die letzte Budgetdebatte: WLAN
Ist ein zusatzlicher Kostenfaktor. Wenn bereits 80 Prozent der Primar-
schulen mit Kabelnetzwerk ausgeristet sind, warum braucht es in tber
einem Drittel dieser Schulen eine zusétzliche, ergédnzende, drahtlose
WLAN-Vernetzung? Auf die Antwort auf dieses 6konomische Wa-
rum bin ich gespannt und bis dahin danke ich Ihnen fir die Uberwei-
sung dieses Postulates.

Hans Laubli (Grine, Affoltern a. A.): Ich kann diesem Vorstoss ge-
wisse Sympathie entgegenbringen: Kinder missen, wo moglich, vor
schadlichen Einfliissen geschitzt werden. Es ist aber immer auch eine
Frage der Verhéltnisméssigkeit. Wir — auch wir Griinen — leben Ende
des ersten Jahrzehntes des 21. Jahrhunderts. In meiner Zeit — das ist
noch nicht ganz so lange her — schrieben wir in den ersten Schuljahren
noch auf Schiefertafeln. Dies hatte eine gewisse gewaltddmmende
Wirkung. Man konnte namlich den Schulthek nicht so stark herum-
werfen, weil sonst die Schiefertafeln kaputtgingen und einem dadurch
dann zu Hause das Taschengeld gekirzt wurde, weil der Vater die
Schiefertafel bezahlen musste.

Heute haben wir andere Medien. Ich denke, dass es sehr wichtig ist,
dass unsere Kinder lernen, mit diesen Medien umzugehen. Und mir ist
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es bedeutend lieber, wenn sie das im Schulzimmer lernen als im Kin-
derzimmer, wo sie dann irgendwie (berhaupt nicht mehr angeleitet
werden, weil die Vater und Mutter an der Arbeit sind und die Kinder
vor den Computer im Kinderzimmer setzen.

Dass man die schadlichen Wirkungen kontrollieren, beobachten und
erforschen muss, mochte ich in keiner Art und Weise bestreiten. Ich
sehe aber die Gefahr nicht so wahnsinnig gross. Wireless ist eine
Technologie, die relativ gunstig zu haben ist, sicher sehr, sehr viel
gunstiger, als wenn man alle Schulhduser verkabeln misste. Und es ist
auch nicht unbedingt sinnvoll, wenn 25 Schilerinnen und Schuler vor
einem Computer stehen und dort den Umgang mit diesem Medium
erlernen. Wireless kann tbrigens wie alle Geréte, ob Router oder PC
oder Laptops, mit einem «Knépflidruck» ausgeschaltet werden, und
ich traue den Lehrern durchaus zu, dass sie sich soweit an diesen Ge-
raten ausbilden lassen, dass sie diese Knopfli finden.

Bitte betrachten Sie dieses Postulat nicht als ein Postulat der Griinen,
sondern eines Teils der Grinen.

Susanne Rihs (Grune, Glattfelden) spricht zum zweiten Mal: Ich
mdochte gerne noch auf ein paar Voten reagieren. Ich verstehe natir-
lich, dass Sie Miihe haben, dieses Postulat zu unterstiitzen, weil Ihnen
eben diese Technologie so wichtig ist, weil Sie mit Ihrem Computer,
mit IThrem Laptop so mobil sein wollen, weil Sie oder ein Teil von Ih-
nen eben den ganzen Montagmorgen in diesen Laptop schauen und
arbeiten wollen, weil Sie mit der ganzen Welt verbunden werden wol-
len. Aber was ich wirklich nicht verstehe, ist, dass Sie so unkritisch
sind gegeniber dieser Technologie und dass Sie so unkritisch sind,
wenn es um die Gesundheit unserer kleinen Kinder geht. Und wenn
Sie nun das Handy mit der WLAN-Technologie vergleichen und sa-
gen, das Handy sei aber viel schlimmer, dann vergleichen Sie etwas
relativ Schlimmes mit etwas noch Schlimmerem. Dabei machen Sie
aber das relativ Harmlose nicht einfach besser oder gut. Die Gefahren
bleiben. Und es gibt keine langfristigen Betrachtungsweisen. Die feh-
len.

Das hatten wir auch schon bei den Passivrauchern. Da gab es auch
keine Studien. Und was ist herausgekommen? Dass das Passivrauchen
eben schadlich ist. Und was ist mit dem Asbest herausgekommen? Da
haben wir auch gesagt «Asbest ist ein Baumaterial, das gar nichts
macht, das nicht schadlich ist». Und was haben wir jetzt? Wir haben
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Tausende von Lungenkranken, die krank oder schon gestorben sind.
Ich mdchte einfach nicht erleben, dass wir sagen missen: «Héatten wir
nur Kkritischer hingeschaut gegentiber dieser Technologie! Héatten wir
doch unsere kleinen Kinder davor geschiitzt!» Das mdchte ich wirk-
lich nicht erleben.

Ich hoffe, dass Sie in Zukunft einfach Kkritischer gegeniiber sogenann-
ten modernen Technologien sind. Das will nicht heissen, dass wir im
letzten Jahrhundert leben sollen, das lebe ich auch nicht. Aber ein Kri-
tisches Hinschauen, das braucht es wirklich.

Claudio Zanetti (SVP, Zollikon): Liebe Kollegin Susanne RIihs, ich
mdchte hier schon klarstellen: Wir sind tberhaupt nicht unkritisch ge-
genuber der Technologie. Wir sehen aber die grossen Vorteile, die die
Technologie hat, und dass diese Technologie die Menschheit immer
vorwartsgebracht hat. Sie hingegen sind einfach extrem technologie-
feindlich. Beim Auto und uberall, wo es mit Technologie zu tun hat,
sind Sie dagegen. Wenn wir lhren Rezepten folgen wirden, dann
konnten wir uns bald in der Steinzeit zurtickmelden. Ich méchte schon
sagen: Was Sie hier fordern, ist extrem. Sie sollten sich wirklich hi-
ten, unserer Seite je wieder vorzuwerfen, wir seien extrem. Diese
drahtlose Telekommunikation ist ein Segen fir die Menschheit und
wird gerade auch in Drittweltstaaten oder so eingesetzt, weil es giins-
tig ist und schnell ist und die Gesellschaft dort weiterbringt. Was Sie
hier an Horrorszenarien an die Wand zeichnen, spottet wirklich jeder
Beschreibung. Ich hoffe, dieser Rat wird dem Vorstoss die verdiente
Abfuhr erteilen.

Regierungsprasidentin Regine Aeppli: Der Regierungsrat hat nie ge-
sagt, dass drahtlose Gerate oder WLAN-Netze vollig ungefahrlich sei-
en. Er hat sich im Gegenteil sehr intensiv mit diesen Fragen, den Fra-
gen, die schon 2007 gestellt wurden, auseinandergesetzt und sie auch
im Rahmen der bereits zitierten Anfragebeantwortung (198/2007) be-
antwortet. Sabine Wettstein hat bereits auf die Studie des Bundesrates
und auch die Studie des AWEL hingewiesen, ich mdchte das nicht
wiederholen. Und Lilith Claudia Hlbscher hat auf die letzte Erhebung
Bezug genommen. Sie erfolgte 2006 und hat gezeigt, dass auf der
Primarstufe heute 80 Prozent der Schulen vernetzt sind und ein gutes
Drittel neben der kabelgestutzen Vernetzung auch tber WLAN ver-
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flgt. Auf der Sekundarstufe gibt es eine Vernetzungsrate von 96 Pro-
zent und davon verftigen 44 Prozent auch Gber ein drahtloses Netz.

Der Regierungsrat hat natlrlich auch Bezug genommen auf diese Stu-
dien und hat festgestellt, dass keine Verletzung von Grenzwerten fest-
gestellt werden konnte und dass bei Beachtung der bestehenden kan-
tonalen Empfehlungen nach heutigem Wissensstand eine Gefahrdung
ausgeschlossen werden kann. Er hat aber auch gesagt, dass, wenn sich
die Voraussetzungen andern oder neue Studien neue Ergebnisse zeiti-
gen, eine Neubeurteilung erfolgen soll.

Es wurde die Frage gestellt, was jetzt der Kanton mache. Da muss ich
ihnen sagen: Der Kanton kann nur Empfehlungen abgeben. Es ist
Aufgabe der Gemeinden, die Infrastruktur an den Schulen zu gewéhr-
leisten. Dazu gehort eben auch die Bereitstellung von Computern.
Aber der Kanton gibt dazu, wie in vielen anderen Bereichen, geliebte
und weniger geliebte Empfehlungen ab. Diese Empfehlungen sind auf
www.schulinformatik.ch nachzulesen. Und da werden eben auch Dis-
tanz und Zeitaufwand, die sicher ungeféhrlich sind, festgehalten. In
dem Sinne kann ich damit schliessen: Es ist auch hier eine Frage des
Masses, ob der Umgang mit dem Computer gesundheitsgefahrdend ist
oder nicht. Es ist auch nicht gesund, allzu lange vor einem verkabelten
PC zu sitzen. Entscheidend ist, dass man sich ab und zu an die frische
Luft begibt und auch etwas Bewegung hat. Das gilt in hohem Mass
oder in noch héherem Mass auch fir Kinder. Sie sollen und kdnnen
nicht den ganzen Tag vor dem Computer sitzen und das wissen die
Lehrerinnen und Lehrer sehr genau.

Es ist deshalb aus meiner Sicht nicht nétig, dass Sie dieses Postulat
uberweisen.

Abstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 147 : 11 Stimmen (bei 2 Enthal-
tungen), das Postulat nicht zu Gberweisen.

Das Geschéft ist erledigt.

9. Zweijahrige Grundbildung mit Berufsattest EBA

Susanna Rusca Speck (SP, Zirich), Markus Spéath (SP, Feuerthalen)
und Karin Maeder (SP, Ruti) vom 29. Oktober 2007
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KR-Nr. 318/2007, Entgegennahme, Diskussion

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Der Regierungsrat ist bereit, das
Postulat entgegenzunehmen. Ich stelle fest, dass Sie sich nach diesem
Wochenende viel zu berichten und zu erzéhlen haben (Der Gerdusch-
pegel im Saal ist sehr hoch.) Es geht nur noch eine halbe Stunde, dann
ist die Sitzung vorbei. Ich bitte Sie noch ein wenig um Aufmerksam-
keit.

Walter Isliker, Zirich, hat an der Sitzung vom 28. Januar 2008 Antrag
auf Nichtuberweisung gestellt. Wir haben heute zu entscheiden.

Walter Isliker (SVP, Zlrich): Die Mitglieder unserer Fraktion waren
zuerst gegen dieses Postulat. Dann, nach eingehender Prifung des
Postulatstextes und einer Diskussion in unserer Fraktion mit unseren
KMU sowie dem Einholen von Meinungen aus verschiedenen Berufs-
verbanden sind wir zum Entschluss gekommen, dass man dieses Pos-
tulat laufen lassen muss.

Denn es gibt Schulabgénger, die den Knopf erst viel spater 6ffnen
werden. Und diesen Schulabgéngern muss man auch eine Chance fir
den Eintritt in das Erwerbsleben geben, hat es doch verschiedene Be-
rufe, die solche Schiler — man kodnnte auch sagen: Spatziinder — ein-
stellen konnen. Einige Beispiele: im Detailhandel, Hotelangestellte,
im Gartenbau, Kiichenmitarbeiter, Hauswirtschaftspraktiker und so
viele weitere mehr. Hier kann man solche schwachere Schulabgéanger
zu einer zweijahrigen Grundausbildung mit dem Eidgendssischen Be-
rufsabschluss ausbilden lassen. Friher hiessen solche Ausbildungen
einfach «Anlehre». Laut verschiedenen Rickmeldungen, zum Beispiel
von meinem Fraktionskollegen und Gastro-Suisse-Prasidenten Ernst
Bachmann hat es gerade im Gastronomiebereich etliche Stellenange-
bote flr solche Berufsrichtungen. Auch hat es etliche EBA-Stifte, die
nach ihrer zweijahrigen Anlehre noch zwei Jahre Berufslehre anhén-
gen und nach Bestehen der Lehrabschlussprifung, also nach vier statt
nach drei Jahren Dauer, den richtigen eidgendssischen Fahigkeitsaus-
weis fur den eingeschlagenen Beruf bekommen, zum Beispiel Koch
oder Kellnerin.

Wenn man bedenkt, im Jahr 2005 wurden im Kanton Zirich 245 sol-
cher EBA-Lehrvertrage abgeschlossen, im Jahr 2007 waren es schon
466 Vertrage. Darum habe ich im Jahr 2007 um eine Detailberatung
angehalten.
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Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Ich bin jetzt ein wenig verunsi-
chert, Sie haben in Ihrem Votum gesagt, man kdnne das Postulat lau-
fen lassen. Was meinen Sie genau damit, denn Sie haben Antrag auf
Nichtlberweisung gestellt, das heisst, man musste dann gar nicht dar-
uber diskutieren. Wollen Sie jetzt dariber diskutieren, denn Sie haben
einen Antrag auf Nichtlberweisung gestellt, oder wollen Sie es laufen
lassen. Ich habe hier sieben Redner auf der Liste. Es ist dann mussig,
wenn wir dariiber diskutieren.

Walter Isliker (SVP, Zirich): Nein, wir sind fr Laufenlassen, also wir
stellen keinen Antrag.

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Ich habe es nicht verstanden, also
dann diskutieren wir dartiber. (Protestrufe von allen Seiten.) Laufen
lassen? Wir halten die Debatte am Laufen.

Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt): Die SVP verzichtet darauf, ei-
nen ablehnenden Antrag zu stellen.

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Okay. Es wére jeweils gut, wenn
man das vorher wisste. Das heisst, das Postulat ist Uiberwiesen, bingo!
Besten Dank. Wir 16schen also alle.

Das Postulat 318/2007 ist Uberwiesen.

10. Obligatorische Erziehungskurse fur Eltern

Postulat von Hans Egli (EDU, Steinmaur), Michael Welz (EDU,
Oberembrach) und Stefan Dollenmeier (EDU, Rti) vom 12. Novem-
ber 2007

KR-Nr. 340/2007, RRB-Nr. 364/5. Marz 2008 (Stellungnahme)

Das Postulat hat folgenden Wortlaut:

Der Regierungsrat wird eingeladen, zwei obligatorische Erziehungs-
kurse fir Eltern einzufiihren. Das Volksschulgesetz regelt die Mitwir-
kungsrechte und -pflichten der Eltern. Die Verpflichtung zur Kursteil-
nahme soll in einer neuen Bestimmung geregelt werden.
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Begrundung:

Die Jugendgewaltpravention ist vor allem Sache der Eltern. Damit
diese ihre Verantwortung wahrnehmen konnen, braucht es eine ent-
sprechende Elternbildung. Mit zwei Erziehungskursen, welche den
Kindern Respekt und Achtung dem Mitmenschen gegenuber vermit-
teln, sollen die Eltern in Erziehungsfragen gefordert werden.

Der eine Kurs ist im Kleinkindalter, der andere anfangs Teenageralter
des &ltesten Kindes zu besuchen.

Viele Eltern wissen heute nicht mehr, wie wichtig konsequentes, an-
teilnehmendes Erziehen ist, und was die Konsequenzen bei Nichtein-
haltung eben dieser elementaren Regeln sind. Eltern wollen zwar im-
mer nur das Beste fir ihre Kinder, wissen aber vielfach nicht, dass sie
oft falsch oder unangebracht reagieren und handeln. Jedermann, der
mit Kindern arbeitet, weiss, wie wichtig und gross der Einfluss und
die Verantwortung der Eltern sind und wie mit einer konsequenten
Erziehung viele Probleme verhindert werden kénnen.

Die beiden Kurse fordern die Ursachenbekampfung von Fehlentwick-
lungen bei Kindern und Jugendlichen und die Gewaltprévention. Sie
entlasten Eltern, Lehrer, Schulsozialarbeiter, Schulpsychologen und
damit spater auch den Jugendjustizvollzug.

Der Regierungsrat wird eingeladen, in diesem Sinne tatig zu werden.

Der Regierungsrat nimmt auf Antrag der Bildungsdirektion wie folgt
Stellung:

Gemass Art. 301 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10.
Dezember 1907 (ZGB, SR 210) liegt die Verantwortung fir die Erzie-
hung der Kinder bei den Eltern. Staat und Gemeinden unterstitzen die
Familie gemass 8 2 des Jugendhilfegesetzes vom 14. Juni 1981 (JHG,
LS 852.1) in ihrer Erziehungsaufgabe. Die Volksschule erganzt ge-
méass § 2 Abs. 2 des Volksschulgesetzes vom 5. Februar 2005 (VSG,
LS 412.100) die Erziehung in der Familie. Im Einzelnen regeln das
Volksschulgesetz und die Volksschulverordnung vom 28. Juni 2006
(VSV, LS 412.101) die Rechte und Pflichten der Eltern in Bezug auf
die Schule. Gemass 854 VSG sind die Eltern verpflichtet, im Rahmen
ihrer Verantwortlichkeiten mit Schulbehdrden und Lehrpersonen zu-
sammenzuarbeiten. Gestutzt auf 88 62 und 63 VSV kodnnen sie ver-
pflichtet werden, an Gesprachen teilzunehmen und am Beschluss Gber
disziplinarische Massnahmen fiir ihre Kinder mitzuwirken.
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Diese gesetzlichen Bestimmungen driicken eine hohe gesellschaftliche
Wertschétzung fir die elterliche Erziehung aus. Sie bekréaftigen auch,
dass Erziehung eine anspruchsvolle Aufgabe ist. Im Kanton Zirich
steht Familien deshalb ein breit gefachertes Unterstiitzungsangebot
zur Verfligung. Ungefahr 250 Trégerschaften bieten jahrlich mehr als
2000 Elternbildungsveranstaltungen an. Diese thematisieren unter-
schiedliche Problemlagen und richten sich entsprechend an verschie-
dene Zielgruppen. Insgesamt werden die Elternbildungsveranstaltun-
gen jahrlich von etwa 28'500 Teilnehmerinnen und Teilnehmern auf
freiwilliger Grundlage besucht. Die kantonale Fachstelle Elternbil-
dung im Amt fur Jugend und Berufsberatung koordiniert die Angebote
in den Regionen. Neben der Elternbildung bietet der Kanton Zirich
Eltern und Familien durch die Jugendhilfestellen Unterstiitzungsmass-
nahmen in Form von Information, Beratung und Begleitung zu Fragen
der Erziehung und des Familienalltags an.

Der Kanton Zirich kennt neben dem breit gefacherten Unterstiit-
zungsangebot auf freiwilliger Grundlage verschiedene Formen der
staatlichen Intervention im Bereich der Familie und der elterlichen
Erziehung. Wenn das Problemverhalten von Kindern bzw. Jugendli-
chen stark ausgeprégt ist und sich zeigt, dass deren Eltern die Erzie-
hungspflichten vernachlassigen, kdnnen Massnahmen ergriffen wer-
den. Die Vormundschaftsbehtrde kann gemass Art. 307 ff. ZGB Kin-
desschutzmassnahmen bis hin zur Entziehung der elterlichen Sorge
prifen und anordnen. Das seit dem 1. Januar 2007 geltende Jugend-
strafgesetz vom 20. Juni 2001 (JStG, SR 311.1) eroffnet ferner den
Jugendanwaltschaften geméss Art. 12 JStG die Moéglichkeit, eine Auf-
sicht anzuordnen und Eltern Weisungen zu erteilen.

Falls Kinder bzw. Jugendliche im schulischen Bereich durch ihr sozia-
les, emotionales oder kommunikatives Verhalten negativ auffallen,
wird gemeinsam von Schulbehorde, Lehrperson und Eltern nach an-
gemessenen LoOsungen gesucht. Bei Bedarf werden dazu auch die
Schulpsychologischen Dienste oder die Jugendhilfestellen hinzugezo-
gen. Um Fehlentwicklungen von Schilerinnen und Schiilern entge-
genzuwirken, kann eine Massnahme darin bestehen, die Erziehungs-
kompetenzen der Eltern zu stérken, indem der Besuch einer Elternbil-
dungsveranstaltung empfohlen wird. Darlber hinaus soll eine ergén-
zende Form der Intervention im Bereich der elterlichen Erziehung ge-
schaffen werden. Gemaéss den Legislaturzielen 2007-2011 des Regie-
rungsrates wird im Rahmen des Volksschulgesetzes eine gesetzliche
Grundlage ausgearbeitet, damit die Schulbehdrden unter bestimmten
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Voraussetzungen die Teilnahme an Elternbildungsveranstaltungen an-
ordnen konnen. Gleichzeitig soll das freiwillige Angebot an Elternbil-
dung an Schulen verstéarkt bekannt gemacht werden.

Mit der neu zu schaffenden gesetzlichen Bestimmung sind im Kanton
Zirich gentgend unterschiedliche Moglichkeiten zum Eingreifen vor-
handen, um je nach familidrer Problemlage eine angemessene Mass-
nahme treffen zu konnen. Staatliche Interventionen im Bereich der
elterlichen Sorge kénnen nur in ausreichend begriindeten Féllen und
unter Wahrung der Verhaltnisméssigkeit erfolgen. Es ist Ausdruck
unserer Gesellschaftsordnung, dass die Hauptverantwortung fir die
Erziehung der Kinder bei den Eltern liegt und der Staat erst nachge-
ordnet handelt. Gerade im Bereich der Erziehung, wo es in erster Li-
nie um die Vermittlung von Wertvorstellungen und Orientierungsleit-
linien fir das alltdgliche Handeln geht, ist es nicht wiinschenswert,
dass der Staat diese allgemein regelt und beispielsweise spezifische
Erziehungsinhalte oder -stile fir verbindlich erklart. Eine flachende-
ckende Einfuhrung von zwei obligatorischen Elternbildungskursen fiir
alle Eltern erscheint unter diesen Gesichtspunkten weder als notwen-
dig noch als gerechtfertigt und verhaltnismassig.

Aus diesen Griinden beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat, das
Postulat KR-Nr. 340/2007 nicht zu Gberweisen.

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Die Forderung nach obligatorischen
Erziehungskursen 16st bei vielen von Ihnen Vorbehalte aus. Dass dies
unbegriindet ist, erlautere ich Ihnen in meinem Votum.

Erziehen ist schwieriger geworden. Eltern missen in einer unruhigen
Zeit eine konstante Erziehungswelt schaffen, was ihnen sehr viel ab-
verlangt. Die Kinder sind heute einer Vielzahl von Konsumreizen, di-
gitalen Scheinwelten und kulturellen Konflikten ausgesetzt. Gleichzei-
tig wird von den Eltern erwartet, dass sie ihre Kinder optimal fir die
Arbeitswelt von morgen vorbereiten. Aber fir die FOrderung und Un-
terstitzung der Erziehenden tun wir wenig. Schon Jeremias Gotthelf
hat gesagt: «Zu Hause muss beginnen, was leuchten soll im Vater-
land.» Das mussen wir neu wieder umsetzen. Es kann und darf nicht
sein, dass Eltern sich mangelhaft um Kinder kimmern und der Staat
danach fir alle Versdumnisse aufkommen muss und zahlt.

Die Gemeinden und der Kanton Zirich zahlen gemass Sozialbericht
2008 fir Jugendschutz — jetzt missen Sie gut zuhoren! — 243 Millio-
nen Franken. Hier konnte man mit Pravention Geld einsparen und
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auch sehr viel personliches Leid verringern. Hier hat es Sparpotenzial,
liebe SVP und FDP. Konsequentes, anteilnehmendes Erziehen durch
die Eltern ist nicht nur viel effizienter und sinnvoller, sondern auch
Gewaltpravention und Verhinderung von Jugendgewalt, und muss
maoglichst friih ansetzen.

Der Regierungsrat argumentiert mit der Vormundschaftsbehorde als
zustandigem Organ, bei Problemverhalten von Kindern beziehungs-
weise Jugendlichen Kinderschutzmassnahmen bis hin zur Entziehung
der elterlichen Sorge anzuordnen. Da hat der Regierungsrat recht, die-
se Maglichkeit besteht. Nur sind diese Massnahmen von wenig Erfolg
gekront und schlichtweg zu spat. Damit die Gewaltprévention wirk-
sam sein kann, missen die Eltern zwingend einbezogen werden. Die
Eltern bekommen Kinderzulagen von 200 bis 250 Franken pro Monat.
Diese sind nicht nur da, um einen Teil der Kosten zu decken, sondern
auch um die Kinder zu erziehen. Darum ware es richtig, die Kinderzu-
lagen nur an Eltern auszurichten, die Erziehungskurse besuchen. Stu-
dien zeigen, dass Eltern von Problemkindern nicht freiwillig an Pré&-
ventionskursen teilnehmen. Erziehungskurse wirden die Eltern befa-
higen, tragfahige Beziehungen aufzubauen. Und ohne diesen Schlis-
sel werden wir keinen Rlckgang der Jugendgewalt bewirken kénnen.
Wenn wir die Jugendgewalt nachhaltig bekampfen wollen, missen
wir Erziehungskurse einfiihren.

Das Volksschulgesetz regelt die Mitwirkungsrechte und -pflichten der
Eltern. Fur den Erhalt von Kinderzulagen die Erziehungskurse zu ver-
langen, waére sinnvoll und mit kleinem Aufwand zu kontrollieren.
Uberdies ist ein institutionalisierter Erziehungskurs viel salonfahiger,
denn es ist keine Schande, den Kurs zu besuchen; er ist ja fur alle ob-
ligatorisch. Mit einem Erziehungskurs kann man die Eigenverantwor-
tung und Eigenkompetenz der Eltern starken. Mehr Pravention — das
ist viel effizienter und zielfiihrender als Repression. Wissen ist Macht.
Geben wir diesen Schliissel doch den Eltern in die Hand. Firs Auto-
fahren, furs Hundehalten, fiir berufsspezifische Anwendungen, furs
Stapler-Fahren, um Lehrlinge auszubilden muss man Kurse besuchen,
nur bei der Kindererziehung kann jeder machen, was er will, oder
noch schlimmer, nicht machen, was er will. Wir haben ja den Staat,
der dann schlussendlich die Problemfélle Gbernimmt.

Seien wir ehrlich, wir alle machen uns Sorgen Uber die negative Ver-
anderung der Gesellschaft. Wir alle stellen eine zunehmende Rick-
sichtslosigkeit, mangelnde Anpassungsfahigkeit und gesellschaftliche
Gleichgultigkeit fest. Die Gewalt auf den Strassen wird hemmungslo-
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ser und die jugendlichen Schlager werden immer aggressiver und bru-
taler. So weisen laut einer Spitalstudie drei Viertel aller Jugendge-
waltopfer Schédelverletzungen auf. Liegt jemand am Boden, wird
noch weiter geschlagen, bis das Opfer regungslos ist. Ich bitte Sie,
machen wir etwas Sinnvolles fiir unsere Gesellschaft! Uberweisen Sie
das Postulat mit uns allen! Danke.

Matthias Hauser (SVP, Huntwangen): Grundsatzlich macht es Sinn,
dass Erziehungsberechtigte zur Erziehung nicht nur berechtigt oder
verpflichtet, sondern auch beféhigt und sich ihrer Pflicht bewusst sind.
Dies ist heute in vielen Fallen nicht der Fall. Es gibt Eltern, die ihre
Kinder und Jugendlichen zu lange gewahren lassen, die Ziigel verlie-
ren. Es gibt Eltern, die ihre Verantwortung bewusst abschieben, und
es gibt solche, die nach dem Tagwerk am Arbeitsplatz keine Energie
mehr haben, um Konflikte mit ihren Kindern auszutragen. Obligatori-
sche Kurse konnen Inhalte vermitteln, welche das Elternsein unter-
stiitzen.

Dennoch lehnt die SVP-Fraktion dieses Postulat ab, grundsatzlich na-
thrlich schon aus dem liberalen Standpunkt heraus. Eine Pflicht — die
Elternpflicht — geht einher mit Verantwortungsbewusstsein. Um Ver-
antwortung wahrzunehmen, braucht es Freiheit. Eltern sind keine Er-
ziehungsfunktionare, sondern fuhren ihre eigene Familie. Niemand
muss ihnen, solange das Wohl des Kindes gewahrt ist, hierin Tipps
und Richtlinien geben wollen, auch keine obligatorische Ausbildung.
Wenn Erziehung Elternsache ist, darf der Staat nicht vorschreiben,
wie sie zu geschehen hat.

Zudem erstens: Viele Eltern erziehen ihre Kinder gut.

Zweitens: Uber Erziehung werden Werte und Haltungen an die Kinder
vermittelt. Wenn dies bereits im Elternhaus nach staatlicher Weisung
oder nach Erziehungskurs geschieht, ist dies unfreiheitlich. Es besteht
die Gefahr der Indoktrination.

Drittens: Es gibt bereits zahlreiche freiwillige Kurse, auch kostenlose
Abende zur Elternbildung in Schulgemeinden.

Viertens: Eltern haben wahrend 24 Stunden ein Nottelefon zur Verfi-
gung, eine Nummer, die sie bei der Eskalation von Erziehungsprob-
lemen auch anrufen kénnen. Also heute sind Hilfsangebote vorhan-
den.

Und fiinftens: Es ware tatsachlich zu prifen, ob Erziehungskurse von
Vormundschaftsbehdrden unbtrokratischer als heute angeordnet wer-
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den konnten, eventuell auch niederschwelliger, auf die Empfehlung
hin von Lehrpersonen, Schulleitungen und Schulsozialarbeitern und so
weiter.

Das vorliegende Postulat mit zwei obligatorischen Elternkursen fir
alle Eltern geht aber entschieden zu weit.

Kurt Leuch (EVP, Oberengstringen): Die EVP ist der Ansicht, dass
solche obligatorischen Elternkurse nétig sind. Wichtig ist dabei, dass
damit versucht wird, praventiv zu wirken, also etwas zu bewirken, be-
vor die grossen Probleme da sind. Fir eine vormundschaftliche Mass-
nahme muss nédmlich schon sehr viel schiefgelaufen sein. Es ware
wiinschenswert, wenn dies vermieden werden kdnnte. Solche Eltern-
kurse sind vielleicht nur ein Mosaikstein fir eine bessere Erziehung,
aber sicher besser als gar nichts. Es konnten auch darauf aufbauend
freiwillige Kurse noch angeboten werden.

Auf die Freiwilligkeit der Eltern kann nicht bei allen gebaut werden.
Gerade diejenigen, die es am notigsten hatten, werden kaum freiwillig
einen Erziehungskurs besuchen. Fiir das Autofahren braucht es einen
Fahrausweis, der nur mit vielen Theorie- und Praxisstunden erlangt
werden kann. Kinder auf die Welt stellen und gross werden lassen,
kann jeder ohne eine Sekunde zu Uberlegen, geschweige denn seine
Fahigkeiten zur Erziehung derselben beweisen zu missen.

Die EVP unterstiitzt die Uberweisung dieses Postulates.

Marlies Zaugg (FDP, Richterswil): Erziehen ist eine schwierige Auf-
gabe, da gebe ich lhnen recht, Hans Egli, der sich Eltern zu stellen ha-
ben. Auf der einen Seite steht der Erziehende mit seinem Erfahrungs-
schatz, seinem Charakter und seinen Fahigkeiten, seinen Erwartungen
— und diese sind nicht zu unterschétzen — und ihm gegenuber steht das
Kind, das ebenfalls den ihm eigenen Charakter und ihm eigenes Tem-
perament besitzt. Sehr oft funktioniert die Erziehungsarbeit gut. Ir-
gendwann aber kommen Eltern an ihre Grenzen. Sicher lesen sie Bu-
cher oder sie holen sich Hilfe bei spezifischen Stellen.

In der Antwort des Regierungsrates wird auf verschiedene Ldsungsan-
sdtze und Hilfsangebote hingewiesen. Erziehen ist eine sehr von Indi-
vidualitat gepragte Aufgabe. Darum kann man sie nicht mit dem Er-
langen eines Fuhrerscheins oder Hundeerziehungskursen vergleichen.
Das ware wirklich fatal, wenn wir dies miteinander vergleichen wiir-
den. Daher ist es sehr fraglich, ob fir alle Eltern zur selben Zeit ange-
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ordnete, obligatorische Erziehungskurse den erwarteten Nutzen brin-
gen konnten. Individuell angeordnete Erziehungshilfen haben viel
grossere Wirkung. Die Forderung der Postulanten wirde ein neues
Projekt in der Bildungsdirektion auslésen, was mit erneuten zusatzli-
chen Kosten verbunden wére. Viele —ich meine da nicht die meisten
hier im Saal — sind mit uns wohl einig, dass wir in der heutigen finan-
ziellen Situation unseres Kantons ihm keine neuen Aufgaben aufbur-
den dirfen, auch wenn sie einen gewissen Wirkungsgrad hétten und
wir vielleicht von einer kleinen Entlastung unserer Lehrpersonen aus-
gehen kdnnten. Nur leider, mir fehlt der Glaube.

Die FDP lehnt das Postulat ab.

Susanna Rusca Speck (SP, Zurich): Wir von der SP haben fir dieses
Anliegen ein gewisses Verstandnis, denn ein zentrales Ziel der SP-
Bildungspolitik ist, die besten Startbedingungen fiir jedes Kind zu er-
madglichen. Und ein grosses Potenzial sehen wir unter anderem auch
in gezielten Hilfsangeboten wie zum Beispiel familienerganzende
Betreuung fur Kinder, aber auch die Erziehungsberatung und die El-
ternbildung. Es entspricht dem Legislaturschwerpunkt der Regierung,
aber auch einem zentralen Ziel der SP-Bildungspolitik, die besten
Startbedingungen fir jedes Kind zu ermdglichen, auch die besten Be-
dingungen bereitzustellen fur eine optimale Férderung und die beste
Entwicklung. Ich gehe mit den Postulanten einig, die Erziehung ist ein
wesentlicher Faktor in der Entwicklungsforderung eines Kindes und
spielt eine wichtige Rolle in der Entwicklung der Personlichkeit bis
hin ins Erwachsenenalter. Eltern und andere Erziehungspersonen ha-
ben einen entscheidenden Einfluss darauf, wie Kinder und Jugendli-
che sich entwickeln. Familien sind das wichtigste soziale Netz unserer
Gesellschaft. Sie begleiten die Heranwachsenden auf ihrem Weg zur
Selbststandigkeit und vermitteln Werte von einer Generation an die
néchste. Die heutigen Herausforderungen in der Kindererziehung sind
enorm. Und wenn Kinder und Jugendliche nicht mit der Einhaltung
von Regeln und Grenzen von klein auf konfrontiert werden, treten
beim Heranwachsen immer gréssere Probleme auf. Dann ist man wie-
der emp0rt Uber die unerzogene Jugend.

Es steht aber bereits ein flachendeckendes Angebot an Elternbildung
bereit. Und mit dem neuen Volksschulgesetz wurde eine Grundlage
geschaffen, welche die Eltern auch mehr zur Mitwirkung einl&dt. Es
ist gentgend Regelung vorhanden. Auch mit der Anpassung des
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Volksschulgesetzes, das jetzt gerade in der Vernehmlassung war,
konnten die Eltern sogar verpflichtet werden, wenn Handlungsbedarf
bestent. Wir sind der Meinung, dass obligatorische Elternbildung
nichts bewirkt. Es ist nicht verhaltnisméssig, auch zweimal im Jahr
nicht. Eltern missen auf anderem Weg motiviert werden, sich ver-
starkt mit Erziehungsfragen zu befassen und sich die nétigen Kompe-
tenzen zur Erziehung ihrer Kinder anzueignen und zu vertiefen. Dies
so frih wie mdglich, vor allem — das sage ich nochmals — im Vor-
schulalter, bevor in Familien Uberforderung und Resignation Einzug
halten. Diese vergleichsweise glnstige Pravention in Form von El-
ternbildung kann teure Heimplatzierungen und Unterstiitzungsmass-
nahmen bei Kindsmisshandlungen oder traumatisierten Scheidungen
verhindern.

In diesem Sinne bitten wir Sie, dieses Postulat abzulehnen. Vielen
Dank.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Obwohl praventive Erziehungskurse
den Grunliberalen als sinnvolle und angesichts gewisser Vorfélle so-
gar winschenswerte Massnahme erscheinen, finden wir aus liberaler
Sicht die Haltung des Regierungsrates doch grundsétzlich richtig.
Auch jeder einzelnen Begrundung in der regierungsratlichen Weisung
konnen wir uns anschliessen. Ich beschranke mich auf einen Punkt:

In der liberalen und multikulturellen Schweiz liegt die Hauptverant-
wortung fiir die Erziehung der Kinder bei den Eltern. Das ist gut so.
Der Staat soll erst nachgeordnet handeln, gewissermassen erst bei Be-
darf.

Wir unterstitzen das Postulat nicht.

Corinne Thomet (CVP, Kloten): Am 12. November 2007 hat der Kan-
tonsrat das vorliegende Postulat Gberwiesen mit dem Begehren, flr
alle Eltern zwei obligatorische Erziehungskurse einzufiihren. Der Re-
gierungsrat beantragt dem Kantonsrat in seiner Sitzung vom 5. Mérz
2008 absolut zu Recht, den Vorstoss nicht zu berweisen. Die CVP
bittet auch um Nichtliberweisung. Das Postulat kbnnte sogar auch zu-
riickgezogen werden.

Der Regierungsrat hat in der Zwischenzeit die Vernehmlassung zu
Anderungen im Volksschul- und im Lehrpersonalgesetz durchgefiihrt.
Unter anderem ist vorgesehen, innerhalb des VVolksschulgesetzes einen
neuen Paragrafen zu schaffen, welcher es den Schulbehdrden mdoglich
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macht, Eltern-, Erziehungs- oder Elternbildungskurse anzuordnen,
wenn die Erziehungsberechtigten ihren Elternpflichten ungeniigend
nachkommen. Auch sollen die Eltern sich an den Kurskosten beteili-
gen mussen. Die CVP begrisst diese Ergdnzung im Volksschulgesetz
und hofft, dass die entsprechende Vorlage dem Kantonsrat bald zum
Beschluss vorgelegt wird. Flachendeckende obligatorische Kurse leh-
nen wir ganz klar ab. Besten Dank.

Susanne Rihs (Grine, Glattfelden): Bei diesem Postulat geht es ja
auch um die Frage: Was heisst tberhaupt Erziehung? Und wie sollen
wir unsere Kinder erziehen? Ich bin sicher, wenn wir diese Frage nur
hier in diesem Saal stellen wiirden, dann bekdmen wir wahrscheinlich
180 verschiedene Antworten. Erziehen heisst ja Wertvorstellungen
vermitteln, und da gehen die Vorstellungen weit, weit auseinander.
Und mich wirde dann schon wundernehmen, was die Leiter dieser
Kurse fir Wertvorstellungen haben und was flr einen Erziehungsstil
sie propagieren, bevor ich mein Kind in diese Kurse schicken wirde.

Sie sprechen von konsequenter, anteilnehmender Erziehung. Das tont
gut, aber was heisst denn das wirklich? Was sollen die Leiter der Kur-
se denn zum Beispiel den Eltern raten, wenn diese konsequente, an-
teilnehmende Erziehung bei ihren Kindern nicht erfolgreich ist? Sol-
len sie ihnen raten, die Kinder zu bestrafen? Oder sollen sie mit den
Kindern diskutieren? Oder sollen sie auf Gott vertrauen? An diesem
Beispiel sehen Sie, wie schwierig es ware, obligatorische Erziehungs-
kurse zu verordnen. Das ist ein heisses Eisen, das wir nicht antasten
sollten.

Was wir aber tun missen: den Eltern optimale VVoraussetzungen ge-
ben, damit sie ihre Kinder erziehen kénnen. Und da gibt es ja eine
ganze Palette von freiwilligen Angeboten. Ich bin sicher, Regierungs-
prasidentin Regine Aeppli wird sie jetzt dann auch noch aufzahlen.
Darum verzichte ich darauf. Was wir wirklich nicht brauchen, denn
das geht zu sehr in die Autonomie der Familien hinein, ist, was Sie da
fordern. Sie gehen da einfach einen Schritt zu weit, darum unterstiit-
zen die Griinen dieses Postulat nicht.

Michael Welz (EDU, Oberembrach): Ich gebe Susanne Rihs ein Stlick
weit recht, wir hatten sicher hier drin verschiedene Ansétze zur Erzie-
hung. Aber ich denke, wir kdnnten uns auf einige minimale VVorgaben
oder Zielsetzungen einigen, zum Beispiel das Ziel der Gewaltpréven-
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tion oder Suchtprévention und so weiter. Ich mdchte einfach noch
zwei, drei Punkte sagen: Die Tatsache, dass in den Schulen die Lehr-
krafte immer mehr Erziehungsaufgaben erfiillen mussen, zeigt eine
deutliche Tendenz der Vernachlassigung der Erziehungsaufgaben im
Elternhaus auf. Wie sollen Eltern ihre Kinder erziehen, wenn eine be-
achtliche Anzahl der Eltern selber eine Vernachlassigung in der Er-
ziehung erfahren hat? Das Spital Bilach zum Beispiel muss sich pro
Woche um zwei Jugendliche im Alter zwischen zehn und 23 Jahren
kimmern, welche mit Symptomen von Alkoholmissbrauch eingelie-
fert werden. Experten sind beunruhigt, dass von Eltern das Alkohol-
problem nicht wahr- oder ernstgenommen wird. Meine Frage an Sie:
Wo und wie oder wie und wo war da die Erziehung der Eltern. Oder
noch direkter gesagt: Wie haben da die Eltern ihre Kinder in den Um-
gang mit alkoholischen Getrénken eingeflihrt, wie es der Regierungs-
rat in einer Antwort so schon formuliert hatte?

Eine der dringlichsten Fragen der Politik ist es, die Eltern in ihrer Er-
ziehungsaufgabe zu starken. Unsere Kinder bendtigen in einem Um-
feld mit derart vielen verschiedenen Einflissen eine umso intensivere
Erziehung.

Aus diesen Griinden beantrage ich lhnen, das Mosaiksteinchen dieses
Postulates zu tiberweisen. Danke.

Regierungsprasidentin Regine Aeppli: Der Regierungsrat ist der glei-
chen Meinung, wie ich sie von vielen von Ihnen gehort habe, ndmlich
dass ein flachendeckendes obligatorisches Angebot unverhaltnismas-
sig wére und die Regelung eines solchen Angebotes mit Fragen, wie
sie auch von Susanne Rihs gestellt wurden, verbunden ware, ndmlich:
Was werden fiir Werte vermittelt? Was werden fiir Kursangebote ge-
macht? Aber — auch das wurde schon erwahnt — Sie werden in Balde
eine Vorlage auf den Tisch des Hauses erhalten, welche den Besuch
von Elternbildungskursen fiir verpflichtend erkléart werden kdnnen,
aber nur in Einzelfallen. Also dieses Geschaft wird noch in diesem
Jahr an Sie weitergeleitet werden.

Ich kann vielleicht nur noch einmal kurz rekapitulieren, was heute be-
steht: Es gibt rund 250 Tragerschaften fur Elternbildung, Elternverei-
ne, Familienklubs, Miitterzentren, Suchtpraventionsstellen, Jugend-
sekretariate, Fachstelle Elternbildung und viele Angebote in den Re-
gionen. Es gibt jahrlich 1700 Elternbildungsveranstaltungen mit etwa
28'500 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Das zeigt, wie gross das
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Bedrfnis nach solcher Unterstltzung tatsachlich ist. Man will es gut
machen mit seinen Kindern. Und sehr viele Eltern besuchen solche
Kurse und lassen sich damit auch Sicherheiten geben in dieser an
Werten und Regeln, was das menschliche Zusammenleben betrifft,
eher &rmer gewordenen Welt. Es gibt also ein Bedurfnis nach solchen
Kursen. Und dennoch ist der Regierungsrat der Ansicht, sie sollten
nicht obligatorisch erklart werden, weil dann viele zusatzliche Fragen
geklart werden mussten.

Susanne Rihs hat nach dem bestehenden Angebot an Elternkursen ge-
fragt. Es gibt das «Triple P», das Positive Parenting Program; das sind
vier Treffen zu je zwei Stunden mit auch noch telefonischen Beratun-
gen. Es gibt das Gordon-Familientraining. Es gibt «Starke Eltern —
starke Kinder», es gibt «<STEP», auch eine Abkirzung fur einen engli-
schen Begriff, Systematic Training for Effective Parenting. Und diese
Vielfalt ist auch etwas Positives, weil dann die Eltern das Angebot
besuchen kdnnen, das ihnen auch von der Werthaltung, vom Umfang
her und von den Kosten her am besten entspricht. Aber ich glaube,
alle diese Punkte werden wir dann bei der Beratung dieser Verpflich-
tungsmaoglichkeit, die im Volksschulgesetz neu verankert werden soll,
miteinander diskutieren.

Der Regierungsrat ersucht Sie aber, dieses Postulat fiir eine obligatori-
sche flachendeckende Einfliihrung von Elternbildungskursen nicht zu
uberweisen. Danke.

Abstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 152 : 15 Stimmen (bei 1 Enthal-
tung), das Postulat nicht zu Gberweisen.

Das Geschéft ist erledigt.

Verschiedenes

Gesuch um Rucktritt als Richter am Sozialversicherungsgericht von
Beat Meyer

Ratssekretéar Bernhard Egg verliest das Ruicktrittsschreiben: «Rick-
tritt als Richter am Sozialversicherungsgericht, Teilamt 50 Prozent,
von Beat Meyer.
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Der Kantonsrat hat mich 1998 auf VVorschlag der EVP als Richter am
Sozialversicherungsgericht gewahlt und diese Wahl letztmals fiir die
Amtsdauer 2007 bis 2013 bestatigt. Ich habe dieses ehrenvolle Amt
gerne und mit grosser Befriedigung ausgebt.

Aus personlichen Grinden kann ich mein Richteramt nicht bis zum
Ende der Amtsdauer ausuben, weshalb ich hiermit meinen Rucktritt
altershalber per 31. August 2010 erklére.

Ich bitte um Kenntnisnahme und danke dem Kantonsrat fir das mir
entgegengebrachte Vertrauen.

Mit vorziiglicher Hochachtung, Beat Meyer.»

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Mitglied des Sozialversiche-
rungsgerichts, Beat Meyer, ersucht um vorzeitigen Rucktritt. Gestutzt
auf Paragraf 35 und folgende des Gesetzes (ber die politischen Rechte
hat der Kantonsrat Uber dieses Rucktrittsgesuch zu entscheiden. Ich
gehe davon aus, dass Sie mit dem Rucktritt einverstanden sind.

Das ist der Fall. Der Ruicktritt per 31. August 2010 ist genehmigt.

Gesuch um Rucktritt als Richter am Sozialversicherungsgericht von
Hermann Walser

Ratssekretar Bernhard Egg verliest das Ruicktrittsschreiben: «Riick-
tritt als Richter am Sozialversicherungsgericht des Kantons Zirich
von Hermann Walser.

Ich teile Thnen zuhanden des Kantonsrates mit, dass ich auf den 31.
Dezember 2010 altershalber von meinem Amt als ordentlicher teilamt-
licher Richter am Sozialversicherungsgericht des Kantons Zurich zu-
rucktrete.

Ich habe dieses Amt wéhrend zwdlf Jahren gerne ausgeibt, mochte
nun aber, inzwischen 67 Jahre alt, Platz fiir einen jlngeren Kollegen
oder eine jungere Kollegin machen.

Fur das mir mit der 1998 erfolgten Wahl und den beiden Bestati-
gungswahlen erwiesene Vertrauen danke ich dem Kantonsrat bestens.

Mit freundlichen Grissen, Hermann Walser.»

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Mitglied des Sozialversiche-
rungsgerichts, Hermann Walser, ersucht um vorzeitigen Riicktritt. Ge-
stitzt auf Paragraf 35 und folgende des Gesetzes uber die politischen
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Rechte hat der Kantonsrat Uber dieses Ricktrittsgesuch zu entschei-
den. Ich gehe davon aus, dass Sie auch mit dem Rucktritt einverstan-
den sind.

Das ist der Fall. Der Rucktritt per 31. Dezember 2010 ist genehmigt.
Ich beauftrage die zustandigen Stellen, die Nachfolge zu regeln.

Rucktritt aus dem Kantonsrat von Thomas Ziegler, Elgg

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Dann komme ich zu einem weite-
ren Rucktritt. Sie haben am 15. Februar 2010 dem Rdcktrittsgesuch
von Thomas Ziegler, Elgg, stattgegeben. Heute nun ist dieser Tag des
Ruiicktritts gekommen.

Ratssekretar Bernhard Egg verliest das Ricktrittsschreiben: « Ich
bitte Sie, meinem Gesuch um Rucktritt aus dem Kantonsrat und damit
auch aus der KPB (Kommission fiir Planung und Bau) und aus der
Spezialkommission Integration per 8. Mérz 2010 zu entsprechen.

Nach tber 30 Jahren politischer Téatigkeit auf Gemeinde- und Bezirks-
ebene, im Verfassungsrat und im kantonalen Parlament mdchte ich
nun auf den 8. Marz 2010 als Kantonsrat zurticktreten. Diesen Ent-
scheid habe ich gefallt, um mehr Zeit fir kleinere und grossere Rei-
sen, weitere Hobbys sowie flir meine Enkel zu haben — und wegen der
mir selber verordneten Altersguillotine, die in wenigen Monaten in
Form eines runden Geburtstages zuschlagen wird. Deshalb erfolgt
mein Ricktritt mit einem lachenden, aber auch mit einem weinenden
Auge.

Ein definitiver Abschied von der Politik ist es jedenfalls nicht, gilt es
doch noch, die von mir angezettelte Initiative «Ja zur Mundart im
Kindergarten» erfolgreich durch die mit allen Mitteln verzogerte
Volksabstimmung zu bringen.

Ich bin dankbar fur die vielen neuen und wertvollen Kontakte, die ich
in meiner relativ kurzen Kantonsratszeit erleben durfte. Meinem
Nachfolger Markus Schaaf, aber vor allem Ihnen, liebe Kolleginnen
und Kollegen, winsche ich weiterhin Befriedigung und Erfolg Ihrer
verantwortungsvollen Téatigkeit fiir unseren Kanton.

Mit freundlichen Griissen, Thomas Ziegler.»

Lieber Thomas, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ratsprasidentin
hat mir erlaubt, ganz, ganz ausnahmsweise meine Rolle als blosser
Vorleser etwas freier zu interpretieren. Als ich vor bald 36 Jahren die
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Sekundarschule Elgg verliess, hétte ich mir nie, aber gar nie trdumen
lassen, dass ich dereinst mit meinem ehemaligen Sekundarlehrer
Thomas Ziegler im Kantonsrat sitzen wirde (Heiterkeit). Dein ausge-
zeichneter Unterricht, lieber Thomas, den du ubrigens auf Hoch-
deutsch gehalten hast (Heiterkeit) hat nebst anderem mein Interesse
fur Geschichte und Politik geweckt. Und damit hast du wohl dazu bei-
getragen, dass ich heute hier sitze, wenn auch nicht in der EVP.

Ich wiinsche dir und natdrlich auch Silvia auf der Tribtine alles, alles
Gute, viele interessante Reisen und vor allem gute Gesundheit, auch
flr deinen geliebten Sport. Weitere gute Winsche (berlasse ich nun
aber wirklich der Présidentin.

Ratsprasidentin Esther Hildebrand: Thomas Ziegler hat am 22. No-
vember 2004 den Sitz seiner vorzeitig zurtickgetretenen Parteikollegin
Nancy Bolleter tibernommen. Seither hielt er das Mandat der Evange-
lischen Volkspartei im Bezirk Winterthur-Land.

Thomas Ziegler war Mitglied der Sachkommission fiir Justiz und 6f-
fentliche Sicherheit. Zu Beginn der laufenden Legislatur wechselte er
dann die Sachkommission fiir Planung und Bau, welcher er ebenso
wie der Spezialkommission Integration bis zum heutigen Tag angehort
hat. Ausserhalb der Kommissionsarbeit schenkte Thomas Ziegler dem
Bildungswesen sein besonderes politisches Augenmerk, wobei dem
langjahrigen friheren Sekundarlehrer vor allem die Zukunft der
Volksschule am Herzen liegt. Der Erfolg blieb seinem Engagement
nicht vorenthalten. So folgte dieser Rat vor elf Monaten der Forderung
Thomas Zieglers, das Absenzenwesen an der Volksschule wieder de-
tailliert in den Zeugnissen zu erfassen. Eine zentrale Hiirde hat auch
die von ihm angestossene Volksinitiative «Ja zur Mundart im Kinder-
garten» genommen. Das Begehren ist mit Gber 12'000 Unterschriften
zustande gekommen. Entsprechend motiviert wird Thomas Ziegler in
den anstehenden Abstimmungskampf ziehen.

Im Namen des Kantonsrates danke ich dir, Thomas Ziegler, herzlich
fur deinen wertvollen Einsatz im Dienst unseres Kantons. Meine herz-
lichen Gluckwiinsche begleiten ihn auf seinem zukinftigen Weg. Si-
cher wirst du, lieber Thomas, den Schwung aus deiner politischen Ar-
beit in die neu gewonnene Zeit mit deiner Familie und natirlich auf
deine Reisen mitnehmen. (Kraftiger Applaus.)

Neu eingereichte parlamentarische Vorstdsse
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— Abschaffung des kantonalen Tieranwaltes
Motion Michael Welz (EDU, Oberembrach)

— Materielle Vorprifung von Volksinitiativen
Parlamentarische Initiative Lorenz Schmid (CVP, Mannedorf)

— Aufhebung des Amts des Tieranwalts
Parlamentarische Initiative Claudio Zanetti (SVP, Zollikon)

— Generelle Kondom-Abgabe an 12-jahrige Kinder in Schulen
Anfrage Peter Ritschard (EVP, Zirich)

Schluss der Sitzung: 12.10 Uhr

Zurich, den 8. Marz 2010 Die Protokollfihrerin:
Heidi Baumann

Vom Ausschuss Ratsprotokolle der Geschéftsleitung genehmigt am 15. Marz
2010.



	1. Mitteilungen
	2. Erhöhung der Studiengebühren für Studentinnen und Studen-ten mit einem ausländischen Reifezeugnis sowie Doktorandinnen und Doktoranden mit einem ausländischen Studienabschluss
	3. Erhöhung der Studiengebühren und restriktive Gewährung von Stipendien für Studierende aus dem Ausland
	4. Finanzierung der Berufsausbildung
	5. Angliederung des schulpsychologischen Dienstes an das Volks-schulamt
	6. Frühe Sprachförderung Deutsch
	7. Deutschkenntnisse als Voraussetzung für den Eintritt in die Re-gelklassen
	8. WLAN-Technologie in Primarschulhäusern
	9. Zweijährige Grundbildung mit Berufsattest EBA
	10. Obligatorische Erziehungskurse für Eltern
	Verschiedenes

